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„Wir wollen nicht hilflos zn Grunde gehen!" 
Zur Ernährungskrise der Steiermark im Ersten Weltkrieg 

und ihren politisch-sozialen Auswirkungen 

Von Franz Christian Weber 

Der Zusammenbruch der k.u.k. Monarchie setzte vor der militärischen Nie­
derlage mit dem Auseinanderbrechen der „Heimatfront" ein. als nationaler 
Separatismus, soziale Konflikte und die sich abzeichnende I lungerkatastrophe 
im Hinlerland den Ablösungsprozeß der paralysierten monarchischen Auto­
ritäten durch die neuen Yolksgewallcn auslösten. In der Steiermark nahm die­
ser Vorgang zwei Wochen vor Kriegsetide mit der Bildung des Vi ohlfahrtsaus-
schusses am 20. Oktober 1918' seinen Anfang, wurde mit der hn tmachtung 
des k.k.Statthalters Manfred Graf Clary und Aidlingen2 und der Übernahme 
der politischen Exekutivgewalt durch die Beauftragten des Wohlfahrtsaus­
schusses. den Wirtschaftskoinmissären l)r.\ iktor Wulte und Dr. Arnold Eisler. 
am 26. Oktober konsequent fortgesetzt' und am 4.November durch die Abset­
zung und Verhaftung des steirischen Militärkommandanten Freiherr von 
Lukas abgeschlossen.4 Die Demontage der letzten noch nicht entfernten 
Hoheitszeichen (Doppeladler, k.k.Embleme) von den öffentlichen Gebäuden 
am 2. .November"' war mit ihrer Symbolhaftigkeit der sichtbare Ausdruck die­
ses Systemwechsels. welcher gegenüber der Bevölkerung als Akt der Notwehr 
dargestellt und damit begründet wurde, daß das staatliche Cewaltvakuuin. 
welches sowohl auf den Auflösungsvorgang des Vielvölkerstaates als auch auf 
den Legitimitätsverlust der staatlichen Strukturen infolge der vierjährigen 
Unterversorgung der Bevölkerung zurückzuführen war. durch eine von allen 

1 Zum Übergang der Steiermark vom Kronland zum Bundesland: R o b e r t H i n t e r e g -
ge r . Die Steiermark I018/11). phil.Diss. Graz 1975 (= H i n t e r e r e r . Die Steiermark). -
Ders . : Graz zwischen Wohlfahrtsausschuß und Räteherrschart, in: rflstor Jahrbuch der Stadt 
Graz Bd.7/8, Graz 1975, S.213-237. - G e r h a r d P f e r s c h y , Steiermark, in: E r i k a 
W e i n z i c r l . K u r t S k a l n i k (Hg). Österreich 1918-1938, Geschichte der Ersten Repu­
blik. Bd.II. Graz-Wien-Köln 1983, S.939-960. - Weitere Literaturhinweise in: G e r n o t 
I) . H a s i b a , Die Steiermark und der Gesamtstaat l(>18. in: 0 . P i c k l (Hg.), 800 Jahre Steier­
mark und Österreich 1192-1992. Der Beitrag der Steiermark zu Österreichs CrölAe ^Forschun­
gen zur gesebichthehen Landeskunde der Steiermark. Bd.35), Graz 1W2. S.471-510. 
An dieser Stelle möelite ielt Herrn Ass.Prof.Dr.Kduard C.Slaudinger für seine zahlreichen Hin 
weise und das Interesse, mit welchem er den Fortgang der Arbeit begleitete und förderte, herzlich 
danken. 

- Zu Clan und Vldrüigen: H i n t e r e g g e r , Die Steiermark. S.73ff. - E l m a F l o o h -
\\ a g n e s , Manfred Graf Clarj und Udringen - Der letzte Statthalter in der Steiermark, Graz 

' StLA. Stalth.Präs. A5b-2880/1918. 
' AdR/I.V. \olkswehr-KBIISinik.l<)l8. Na.Nr.2580/Res. (AK 100). - Mi, der Bestellung der 

„steiermarkischen Landesregierung'', der die „gesamte bisherige landesfürstliche und autonome 
\ erwaltung des Landes Steiermark, da. ist des geschlossen deutschen Siedlungsgebietes des frühe­
ren Krön landes Steiermark" übertragen war, und der Einsetzung eines drillen Wirtschaftskom­
missars (F ranz I lagenhofer) am O.Nnvember wurde die I Imbenermung und l msiruki urierung der 
Behörden abgeschlossen; sie stellten aber keine \ndenn,g des bereits geschaffenen rechtlichei 
Malus quo dar, da die stemsche Landesregierung die ..tuigeheininie Fortführung der \ erwaltun.c 
erwartete ( wie Anm.3). 

"' A\ "A. Mdl. Präs^2/Stmk.l915-18, Zl.2-t.-t25/18 (Kt.2138). 
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teil 

Ständen akzeptierte Autorität auszu­
füllen war: denn nur so konnte nach 
Auffassung des Wohlfahrtsatischusses 
der sich abzeichnende Zusammen­
bruch der \ ersorgung abgewehrt und 
die Sicherheit, deren Gefährdung u.a. 
durch heimkehrende Truppen zu 
befürchten war. gewährleistet werden." 
I in die größtmögliche Akzeptanz aller 
Stände zu erreichen und nicht das auf­
gestaute l nruhepotential in der Bevöl­
kerung zum Ausbruch zu bringen. 
unterließ der Ausschuß jegliche revolu­
tionäre Diktion und \gilalion. sondern 
betonte ausdrücklich die Notwendig­
keit des solidarischen Zusammenhaltes 
aller Bevölkenmgsgruppen. Selbst die 
Entmachtung des Statthalters wurde in 
der Öffentlichkeit als vorverlegte 
Demissionierung dargestellt, sodaß sich 
der Ebergang von <\vr Monarchie zur 
Bepublik in der Steiermark keineswegs 
als revolutionär darstellt, wenn auch 
die durch den Wohlfahrtsausschuß 
geschaffene Diskontinuität in der Ver­
fassung durchaus als revolutionäres 

Faktum anzusehen ist." Dieser Eindruck vom „gleitenden l bergang" wird 
zudem noch von der Tatsache verstärkt, daß dieselben Ständevertretungen 
und Parteien, welche als Entscheidungsträger itt die staatlichen Machtpositio­
nen während der l bergangszeil nachrückten, bereits int Krieg auf Grund der 
schwierigen Eruährungssituation in die \ ersorgutigsagenden eingebunden 
waren. Diesen war nämlich in der Absicherung der . .Heimatfront" größte 
Bedeutung zugekommen, da die Eebcnsmitlclbesehaffung und -Verteilung 
wesentlich die Stimmtiiigslage der Bevölkerung und das Diirehlialtcv ermögen 
des Hinterlandes beeinflußten und sich indirekt auch auf die Schlagkrall der 
Armee auswirkten. 

Im folgenden Beilrag soll zu Beginn die Ernährungsbasis der Steiermark im 
Krieg, soweit sie durch die heimische landwirtschaftliche Produktion gewähr­
leistet werden konnte, skizziert werden. Besonderes \ugenmcrk soll dabei auf 
die staatlichen Bemühungen gelegt werden, durch kriegswirtschaftliche Maß-

Wanfred Graf von Clan und {[dringen 
(1852- 1928) 
ßjandesmuseum Joanneum, Bild- and 
Tonarchiv KB 35019 oj.). 

" Eine Reproduktion des Plakates, mit dein sieh der Wohlfahrtsausschuß der Bevölkerung 
präsentierte und für seine Anliegen (..V\ ir wollen nicht hilflos zu Grunde gehen!") warb, findet sich 
in: E. Kd e g g e r et al. (I Ig.). Graz - Geschichtsbilder einer Stadt, Graz 1987, S. 172 . -Der Aus­
schuß setzte sieh aus Vertretern aller Berufsgruppen und der drei größten Parteien (christlich­
soziale, deutschfreiheitliche und sozialdemokratische) zusammen. 

Vgl. dazu: K a r i n \l . S c h in i il I e c h n e r, Arbeiterbewegung und revolutionäres Poten­
tial in Europa am Ende des Ersten W ellkriegs: Die Situation in Österreich, in: H e l m u t K o n -
r a d , K a r i n M . S c h in i d i e c h n e r (I Ig.). Revolutionäres Potential in Kuropa am Ende des 
Ersten Weltkrieges: die Rolle von Strukturen. Konjunkturen und Massenbewegungen (=Böhlaus 
zeitgeschichtl. Bibliothek, Bd. 10). Wien-Köln IWI . S. 17-20. 
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nahmen dem Produktionsrückgang der Agrarbet riebe im Verlauf des Krieges 
entgegenzuwirken und zudem einen Ausgleich zwischen Produzenten und 
Konsumenten oder zwischen Selbstversorgern und Nichtsclhslversorgern, um 
dem zeitgenössischen Vokabular zu entsprechen, herzustellen. Die Befassung 
mii dem Widerstand weiter bäuerlicher Kreise gegen die staatlichen Zwangs­
maßnahmen sowie die Besehreibung staatlicher und individueller Strategien. 
dem zeitweise existenzbediohende Ausmaße annehmenden I ehensmi t tehnan-
gel entgegenzuwirken, werden die Darstellung der Ernährungssituation abrun­
den. Int dann folgenden Teil stehen politische und soziale Auswirkungen im 
Mittelpunkt der Darstellung: hier soll vor allem die sich akkumulierende 
Gewaltbereitschaft der Bevölkerung aufgezeigt werden, die sich auf Seilen der 
Konsumenten in immer radikaleren Gewaltausbriiehen manifestierte. In 
diesem Konnex ist es das Ziel des Artikels, die Maßnahmen des Staates auf­
zuzeigen. mit denen die anwachsende Konfliktbeteitschaft der Bevölkerung 
pazifiziei-1 werden sollte: vor allem die Einbindung von Konsumenten- und 
Produzentenvertretern in die Lebensmittekufbringung und -Verteilung 
stellten den Versuch von Staatsseite dar. der Bevölkerung durch Mitbestim­
mung auch Mitverantwortung für die Versorgungskatastrophe zu übertragen. 
um so das Aggressivitätspotential auf die Betroffenen selbst ablenken zu 
können. 

Insgesamt ist die gesellschaftliche Entwicklung auf Grund der langjährigen 
Ernährungskrise von einer zunehmenden Desintegration geprägt: die Bevölke-
ru i t " war in konkurr ierende Benifs«ruppen wie auch in r ival isierende Gemein-t , t i i 

den und Bezirke gespalten. Diese Desintegration rückgängig zu machen. 
mußte, wie eingangs festgestellt wurde, vorrangiges Ziel der neuen \ olks-
autorität. d.h. des Wohlfahrtsausschusses sein, um die sich dramatisch zuspit­
zende Ernährungskrise Ende Oktober, die letztendlich den Höhepunkt einer 
vierjährigen Entwicklung darstellte, bewältigen zu können. Diese gesell­
schaftlichen Tendenzen bilden gleichsam den Hintergrund, vor dem sich der 
Schlußakt der Monarchie und seines Kronlandes Steiermark abspielte: das 
aufzuzeigen, ist ebenfalls eine Intention des Beitrages. 

Die Yersoi'guugsgrundlagen der Steiermark im Kriege 

Bereits ein halbes Jahr nach Kriegsbeginn warnte Peter Rosegger die steiri-
sche Schuljugend davor, die Landwirtschaft aufzugeben und damit die 
Ernährungsbasis des Landes zu gefährden. Eindringlich bat er darum, bei der 
Landwirtschaft zu bleiben, verbunden mit dem zivilisationskritischen Hin­
weis. daß Orts- und Standeswechsel die göttliche Ordnung zerstören würden: 
„Bleibet daheim im Frieden eure/Felder, Mallen und Haider. In diel euch an 
die Arbeil, die am nächsten bei Gott ist - an die schöpferische Landarbeit. "8 

Zu diesem Zeilpunkt war die Lebensmittelversorgung in eine kritische Phase 
getreten, da sich neben dem kriegsbedingteu Bückgang der landwirtschaft-

8 Pet er Rosegger, Ein Brief an die Jugend auf dein Lande, in: Verordnungsblatt für das 
Schulwesen im Herzogti • Steiermark 1015/12. Derselbe Artikel wurde im Sammelbändchen 
„Steirischer Waffensegen" (Graz 1916) veröffentlicht, das P.Rosegger und 0.Kernstück dem 
steiermiirkisehen Witwen-. Waisen- und Invaliden-Kriegsschaizc in Graz widmeten. 

<)« 

liehen Produktion die enormen Heereseinkäufe und die Reduktion der Zit-
schübc aus der Monarchie bemerkbar machten, denn die Steiermark war —und 
diese Tatsache ist für die Beurteilung der Situation während des Krieges von 
grundlegender Bedeutung - auch in Friedenszeilen stets auf Zulieferungen 
wichtiger Grundnahrungsmil tel angewiesen, während eine Autarkie nur im 
Beieich der Y leischproduktion gegeben war. 

Im folgenden Kapitel sollen die Produktionskapazitäten der steuisehen 
Landwirtschaft in den Bereichen Getreideanbau und Viehzucht dargestellt 
werden, um den geringen und zudem noch abnehmenden Grad der Eigenver­
sorgung des Landes mit Getreide in den Kriegsiahren zu verdeutlichen, 
während im la l le der \ iehproduktion die enormen Engpässe in der Eleisch-
versorgung des Landes, bedingt durch die hohe Ablieferungsquote, aufgezeigt 
werden sollen. Bei sämtlichen statistischen Angaben ist zu berücksichtigen. 
daß die erhobeneu \\ crte im wesentlichen auf Schätzungen beruhten, ein Man-
gel, auf den Hans Löwenfeld-Russ, seit November 1916 Staatssekretär im Amt 
\ür Volksernährung, u.a. die katastrophale Lebcnsmiltelbew irtsehaftung 
zurückführte.'1 Folgt man dieser Statistik der „Anbauflächen und Ernteergeb­
nisse" in der Beurteilung der landwirtschaftlichen Produktivität, so ging das 
Ackerland im Kronland Steiermark zwischen 1913, dem letzten vollständigen 
Friedensjahr. und 1()17 insgesamt um 31 .301ha (7,9%) zurück, nachdem zwi­
schenzeitlich der Rückhalt»' sojmr an die 2 0% betrauen halle. Weitaus deul-

— — O (-

lieber fiel im selben Zeitraum der Produktionsrückgang bei Getreide aus: 1()17 
betrug nämlich das Ergebnis der Weizen- und Boggenernte gegenüber 1913 
nur mehr die Hälfte. Allein der Kartoffelanbau nahm zwar nicht flächen­
mäßig, doch in Bezug auf den Ertrag um rund 20% zu. ein l instand, welcher 
auch auf die geänderten Konsumgewolinheiten bzw. -möglichkeiten der Bevöl­
kerung zurückzuführen ist, worauf aber später eingegangen werden soll. Als 
l rsachen für den Produktionsrückgang der Landwirtschaft sind vor allem der 

" Hans l,o e » e n f e I il - R u - -.. Die Regelung der Volksernährung int Kriege (Carnegie-
Stiftung für internationalen Frieden. Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Weltkrieges, osterr.-
ungar. Serie). \\ ien 1020. S.76f (=1, o e w e n fe l d -Rus s, \ olksernährung im Kriege). — Neben 
dieser grundlegenden Darstellung der Lebensmittelversorgung des Gesamtstaates sind aus der 
umfangreichen Literatur zu dieser Thematik zu nennen: Hans I. o e w e n I e I d - R u s s. Im 
Kampf gegen den Hunger. Aus den Erinnerungen des Staatssekretärs für Volksernahrung 
1918-1920, hrsg. von I s a b e l l a Ackerl , München 1082: Hans H a u t m a n n , 1 lunger ist 
ein schlechter Koch. Die Ernährungslage der österreichischen Arbeiter im Ersten Weltkrieg, in: 
G e r h a r d Hotz etal. (Hg.), Bewegung und Klasse, \\ ien-München-Zürich 1978, S. 001-081: 
O t t o k a r L a n d w e h r von P r a g e n a u , 1 lunger. Die Erschöpfungsjahre der Mittelmäch­
te 1917-1918, Zürich-Leipzig-Wien 1931. 

Weiterführende Literaturhinweise finden sieh in: Go t t ! r ied Kölner . Noi und Korrup­
tion. Der l bergang Österreichs von der Monarchie zur Republik, Salzburg 1080: G e r h a r d 
P r a s s i n g e r. I lunger in Tirol, in: Kl a u s F. i s I e r e r . Rolf S I e i n i n g e r (I Ig.). Tirol 
und der Erste Weltkrieg, Innsbruck-Wien 1995 (=Innsbrucker Forschungen zur Zeitgeschichte, 
Bd. 12). S. 170-220. 

Zur steirischen I landwirtschafl im Krieg: S te fan K a r n e r, Steirische I .andw irtschaft \ or 
und nach 1918, in: Neues Fand \.l'h und 20.No\. 1081: d e r s.: Die \blrennung der l Qtersteier-
mark von 1918/19, in: 11 <• I in u t R u m |> I e r (I Ig.). Kärntens Volksatstirnmung 1020. Klagen­
furt 1981, S.254-296; P e t e r Hansak , Die steirische Fand« in schall im 1 .Weltkrieg und in 
den Nachkriegswirren, 1914-1920, Dipl. Vrbeit Graz 1080.- d e r s.: I)i<' steirische Landwirtschaft 
1014-1020. in: Blätter für Heimatkunde 65/1991. S.20-26. 

Die statistischen Grundlagen sind zu linden in: Österreichisches Statistisches Handbuch 
Jg.32-35 (1913-1917); Das österreichische Ernährungsproblein. hrsg. v. BM f. Volksernäbriiiig. 
Wien 1021-1022. 
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eijronoloolfdjc Überfiel 
über Sammelarbeitcit unb lanbroirlfdjafllidje 2trbei!en burd) Gdjul&iiiber. 

3cit 

SRcri 

3uni 

Sult 

Sluguft 

1 September 

Dltlober 

GammeiarbeUen 

Waihäfer, gierfjfen 

Srbbeeren, 6tfjujämme, Cinbenblüten, .ZDegend) 

.Brennefjeln, 'Saumlaub, Q3eerenfrüd)ie öes löalöes, 
'SrombeerMäfrer, IBegerub, 6a)it)ämme, Ginbenblüfen 

'Srenneffeln, .Baumtaub, "Beerenfrürj)te bes TOalöes, 
•Srombeerblatter, QBeflcrid>, 6djmamme, ftnoppern 

•JDalbfrüdjle unö ^Beeren, 6djroämrrte, gallobfr, 
.finoppem 

SDalöfrüdjte, gleiten, gatlobff, üuoppern 

ßanbrairlf^afilidje 51rbeüen 

Unkraut jäten, "Berein^eln üer Gliben, 9]lilr)i[fe beim 
Slnbau non ©emüfe, fteuernle 

£ir|a>nernfe, üetiernte, Slnbinöen öes deines, 
(Se in iife ernte unb ©artenarbeilen 

©elreiöeernte, (firummclernte, (Semüjeernfe unö 
©artenarbeiten 

(Befreiöcernle, (Sniirtrrteternfe, fiopfenpflüche, ©emü[e-
ernte unb ©artenarbeiten 

Kartoffelernte, Obflernte unb Verarbeitung, fiopfen-
pflucfce 

Kartoffelernte, Oiübenernte, ^Qeinlefe 

Die Schule war (lux wichtigste Medium im Dienste des Staates, um die Jugend für seine Ziele zu 
gewinnen. Die Schüler konnten nicht nur für diverse Sammelaktionen (z.B. BuntmetaUsammlun-
gen), sondern auch fiir landwirtschaftliche Tätigkeiten freigestellt werden. I her die getroffenen 
Maßnahmen bzw. die Ergebnisse hatten die Direktionen dem LandesschuJral zu berichten. 
•I erordnungsblattfär das Schulwesen im Herzogtume Steiermark 1916/12, S. 77) 

Arbeitskräftemangel als Folge der Bekruticrung. aber auch die Reduzierung 
des \ iehbestandes anzufühlen, welche sich in zweifacher Hinsicht negativ auf 
die Ernteerträge auswirken mußte: zum einen standen der Landwirtschaft 
weniger Zugtiere zur Verfügung und zum anderen fehlte der Stalldünger, der 
auch durch Kunstdünger nicht ersetzt werden konnte, da die Blockade <\vv 
\l liierten dessen Einfuhr verhinderte und durch den enormen I leeresbedarf an 
Ammoniak und Kalkstickstoffen einer Kunstdüngerproduktion im Inland der 
Grundstoff entzogen wurde. Zudem drückte das Fehlen von Fuhrwerken, 
Maschinen und Betriebsstoffen, welche requiriert wurden, sowie der Mangel an 
Ersatzteilen die Produktivität der Landwirtschaft. 

Geht man davon aus. daß schon in Friedenszeiten die Getreideproduktion 
des Landes die Versorgung nur zur Hälfte deckte und der bedeutende Mehr­
bedarf von ca.1 Mio. Meterzentnern (=q) Mehl pro Jahr durch Zusehübe aus 
der Monarchie ausgeglichen wurde.1" so läßt sich das Ausmaß der l ulcrver-
sorgung unter Kriegsbedingungen unschwer vorstellen. Eine Präzisiermt" der 
katastrophalen Versorgungslage bieten Daten der Wirtschaftsjahre 1916 /17 
und 1917/18:" von der geschätzten Ernte (16.998 Waggons Getreide und 
Mais) wurden 1916 tatsächlich nur 1.937 Waggons abgeliefert, eine Menge. 
die einem Neuntel der Gcamie rn t e entsprach. 1918 standen einem geschätz­
ten Bruttoertrag von 2.027.147 q an Brotgetreide nach Abzug des Saalgutes 
und der Verfütterungsmenge ein Ertrag von 1.44:5.400 q gegenüber, der für 

De,•Berechnung: sind der durchschmttliche Mehlkonsum in der österreichischen Reichshalf-
t« von 144,6 kg pro K der rternsche Weizen- und Roggenertrag des Jahres 101:5 „ach Abzug 
Nun _,| Saatgut pro ha. die Inedensübliche Ausmahlung und eine Einwohnerzahl von 1 45 Mio 
/iignuidegelegevgl . dasu L o e w e n f e l d - R u s s , Volksernährung im Kr e S i l ; ! 

, ^ StatthKorresp. G " 9 1 8 . Da. Wirtschaftsjahr dauerte jeweils vom 1. Juli In. , „„ , 
• Hl.Juni des lolgenden Jahres. 
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den Konsum zur Verfügung stand. Davon waren 760 .800 q für den Eigenbe­
darf der 638 .992 landwirtschaftlichen Selbstversorger (120 kg Getreide pro 
Kopf) vorzusehen. Die restlichen 682 .600 q (6 .826 Waggons) konnten nach 
Ansicht des Referenten jedoch uiclii in die Kalkulation einbezogen werden, da 
die Gelreideaufbriiigiuig bei einer so großen Zahl von Wirtschaftseinheiten -
man ging von 150.000 Einzelwirtschaften aus - mit einem minimalen Getrei­
deüberschuß von n i i r 5 2 0 kg je Einheii nicht effizient durchgeführt werden 
konnte. Außerdem war die Aufbringung bis zum Dezember 1917 um 5 0 % 
gegenüber 1916 zurückgegangen. Im günstigen Falle war nur mit einem Drit­
tel der vorgeschriebenen Menge zu rechnen, sodaß der Mehlbedarf der Steier­
mark von 175 Waggons Getreide pro Woche durch einen Zuschub von 150 
Waggons gedeckt werden mußte bzw. hät te werden müssen. Der Grad der Ver­
sorgung durch das Fand betrug demnach zuletzt nur mehr 15% (25 Waggons 
pro \\ oche). 

Konkrete Berichte und Kalkulationen durch das Ernährungsinspek total in 
Graz, der für die Zu- und Verteilung zuständigen staatliehen Stelle, bestätig-
len weitgehend diese Einschätzung der Lage. So s tanden zwischen 29. Juli 
1917 und 1(>. Februar 1918 insgesamt 3 .475 Waggon Mehl (2.847 Waggon 
von auswärts und 6 28 aus dem Fand) der Steiermark zur Verfügung, wobei 
der Bedarf 4 .574 Waggon betrug. Dieser durchschnittliche Abgang von 2 2 % 
werde sich aber, so meldete der Ernährungsinspektor. bis auf 3 0% erhöhen, da 
die Zusehübe im Jänner und Februar zurückgegangen waren und die Aufbrin­
gung trotz einer beträchtlichen Steigerung von 80% gegenüber der ersten Jah­
reshälfte von 1917 nicht die Vorjahreswerte erreichen werde. Die dramatische 
Prognose für die drille Februarwoche ließ den drohenden Zusammenbruch der 
Mehlversorgung in weiten Teilen der Steiermark befürchten: „Seit einigen 
IIixlien ist es üblich, dem Lande Steiermark mir mehr für eine IIoche Zu­
weisungen zu machen. (...) So sind der Zweigstelle für die Woche vom 11. bis 
23. Febr. d.M. von Wien lediglich in Aussicht gestellt: (...) -il Waggons Meld. 
II cim man hinzurechnet die eigene Durchschnittsaufbringung ran 32 II aggons 
Mehl, werden fiir die nächste Hache bestenfalls insgesamt 73 Waggons Meld 
zur Verfügung stehen, gegenüber einem Bedarf von 157 Waggons Mehl. Der 
Wochenbedarf des Kriegsverbandes und der Sladt Graz beträgt nahezu 70 
II aggons Mehl. Es ist also klar, daß unter diesen Verhältnissen die übrigen 
Bezirke des Landes nichts erhallen würden."" 

Nachdem nun die \bhängigkeit der Steiermark vom Wirtschaftsraum der 
Gesamtmonarchie dargelegt worden ist. sollen im nächsten Schritt die Depen-
denz der österreichischen Reichshälfte von l ngarn und die sich im Verlaufe 
des Krieges daraus ergebenden Probleme gezeigt werden. Österreich deckte 
nämlich in Friedenszeilen sein Mehldefizil last zur Ganze mit ungarischen 
Importen ab. doch diese hörlen bis 1917 praktisch auf. Zusätzlich nahm die 
Gesamtproduktion an Mehl in der österreichischen Hälfte selbst zwischen 
1918 und 1917/18 trotz einer höheren Ausmahlung von 8 5 % (gegenüber 
76 .2% bei Weizen und ^ 1 % bei Boggen in Friedenszeiten) und der Heranzie­
hung von Gerste und Mais zur Mehlgewinnung kontinuierlich ab . So wurden 
zuletzt 1917 /18 nur 66 ,7% der Friedensmenge aufgebracht, sodaß in Öster-

J \.IR. BMfVE/AR, Ernährungsinspektoren Stmk.(=E.L), ZI.20.277/18. in- ZI 21 064/18 
(Kt.152). 
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reich infolge des Importrückganges insgesamt lediglich 54% der im letzten 
Friedensjalir 1913 zur Verfügung stehenden Menge verbraucht werden konn­
ten.13 Diese Abhängigkeit von Ungarn, welches in Friedenszeiten die Versor­
gunggewährleistete. hätte also, nachdem die ungarischen Importe fast gänz­
lich eingestellt worden waren.14 zum frühzeitigen Zusammenbruch Österreichs 
führen müssen, wäre nicht durch Importe aus Rumänien und Deutschland eine 
gewisse Notversorgung ermöglicht worden. Zusätzlich wurde der d rückende 
Getreidemangel, welcher auf Österreich lastete, durch die Getreidekontingen­
te. die in Vrmeebereichen wie Galizien, Kärnten und Steiermark direkt an das 
I leer singen, verstärkt. Setzt man also die steirisehen Produktionsziffern in 
Friedens- und Kriegszeiten in Belation zu den Daten der österreichischen 
Beiehshälfte und zieht man weiters den enormen Importrückgang aus l Itigarn 
ins Kalkül, ist die katastrophale l nterversorgung der Steiermark im Kriege als 
zwingende Konsequenz anzusehen, da staatliche Eingriffe in die \\ irtschalt 
und auch Zuschübe bei weitem nicht ausreichen konnten, die negative 
l.rnälii'ungsbilanz wesentlich zu verändern: das Minus vor den Versorgungs­
daten konnte auf keinen lall ausgeglichen werden, und die Größenordnung 
dahinter war nur in einem sehr begrenzten Ausmaß positiv zu beeinflussen. 

In dein zweiten für die Griindversorgung der Bevölkerung überaus wichti­
gen landwirtschaftlichen Produktionssektor, der Binder- und Schweinezucht. 
waren die Voraussetzungen in der Steiermark besser: mit einem Anteil von 
7 ,5% der cisleilhanischen Gesamtrinderzahl, nahm die Steiermark hinter Gali­
zien (27%). Böhmen (25%) und Mähren (8,7%) die vierte Stelle ein. wählend 
das Kronland in der Schweinezucht mit 13% nach Galizien und Böhmen, aber 
noch vor Mähren an dritter Stelle rangierte. Außerdem kam Graz als zweitem 
wichtigen Handelsplatz für den Viehverkehr aus Ungarn eine besondere 
Bedeutung zu. da jährlich rund 60.000 Sliiek Binder über Graz in die ver­
schiedenen Konsumzentren Cisleithaniens gingen.1"' Doch auch im Bereich der 
Fleischversorgung sollten die günstigen Voraussetzungen der Steiermark zur 
Deckung des Eigenbedarfs nicht ausreichen. Neben dem ki'iegsbedingten Ver­
lust von Galizien wirkte sich nämlich der drastische Importrückgang aus 
l ngarn (samt Kroatien und Slawonien) an Bindern, aber auch an Schweinen1" 
verschärfend auf die Befriedigung des Schlachtviehbedarfs aus. da die Kontin­
gente des Heeres, der Konservenfabriken und die Versorgung \\ iens zur Gänze 
aus dem cisleilhanischen Viehbestand gedeckt werden mußten. In dieser ange­
spannten Situation drohte die österreichische Fleischversorgung zusammenzu­
brechen, als die aggressiven Aufkaufmethoden der Militärstellen und zahlrei­
cher Händler sowie die freie Preisgestaltung in l ngarn die Preise 
emporschnellen ließen und die österreichischen Binderexporte nach U n g a r n -

Vgl. dazu: Loewen l'e I d Russ. Volksernährung im Kriege, S.59f. 
» Die leidende Kooperationsbereilschah I ngarn-, in Fragen der I .ebeiiMiiiltelversorgung faßt 

Loewenleld-Kuss folgendermaßen zusammen: .. 16er Hort und Begriff .gemeinsam' mar für die 
ungarischen Staatsmänner ein rotes Tuch." ( =Loewenfe ld-Russ , Im Kampf gegen den 
Hunger, wie \„ui.2. S.XVI) Aber auch Kronlä, r versuchten durch gefälschte StatStSVen die 
Ausfuhr von Nahrungsmitteln zu verhindern 

Loewen feld- R uss. VolksornäliriniLi im Kriege, S.31. 
" rfcreitsmitNovember 1915 erfolgte eine monatliche Kontingentierung der Schweineausfuhr 

\i.c, -.eibsi ,he zugestandenen Exportquoten wurden nicht erreiche so betrug der Minderbezua 
gegenüber ten zugestandenen von November 1916 bis März 1917 fast 27.000Stück: Loewen -
I e I <l - R u ls. \ oDcsernähning im Kriege. S.200. 
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in Eriedenszeiten eine marginale Größe - sich verdoppelten.17 Diese Entwick­
lung war auch am Grazer Viehmarkt festzustellen: einer anfänglichen Zunah­
me des Bindelauftriebes bis zum Dezember 101-t. bedingt durch die erzielba­
ren hohen Preise und den \bv erkauf der überzähligen Viehbestände, folgte ein 
kontinuierlicher Rückgang des Auftriebes, da die bereits erwähnten militäri­
schen Aufkäufe und die Beschickung des Wiener Marktes jenen in Graz fast 
zum Erliegen brachten: er wurde daher im Juni 1016 geschlossen.1" 

Ein weiterer Indikator für die Belastung der Steiermark hinsichtlich der 
Viehaufbringung ist die ständige Abnahme der ,.Kapazitätsziffer". mit der eine 
gleichmäßige Belastung der Fänder unter Berücksichtigung ihrer Leistungs­
fähigkeil erreicht werden sollte. Diese Größe, deren Berechnung das Acker-
bauministeriuni in I li tibi ick auf die Grüße des Landes und die Zusammenset­
zung des jeweiligen Viehbestandes vornahm, wurde halbjährlich festgesetzt. 
Die I lerabselzung der Ziffer weist auf die \ erringerung des Viehbestandes hin: 
vom Mai 101b. als das monatliche Kontingent noch 10.700 Stück betrug, bis 
zum Vpril 1918 wurde eine Reduktion auf 5 .708 Stück durchgeführt, was 
einem Wert von 5 3 % der ersten Kapazitätsziffer entsprach. Doch damit war 
die Belastung des Landes nur theoretisch festgesetzt. Der tatsächliche Wert 
war nämlich weitaus höher, da die gleichmäßige Erfüllung der Kontingente 
nicht in allen Ländern zu erreichen war. Demzufolge mußte die Steiermark in 
dein oben genannten Zeitraum -+81.991 Stück Binder abliefern, wodurch das 
errechnete und zumutbare Kontingent tatsächlich um 80 .0% überschritten 
wurde. Mit diesem Wert hatte die Steiermark nach Böhmen (83.8%) das zweit­
höchste „Zusatzkontüigenl" aufgebracht.1 ' ' 

Der gesamtösterreichische Ausgleich der Lebensmittel funktionierte also 
nicht oder konnte unter den kriegswirtschaftlichen Bedingungen nicht funk­
tionieren. wie schon am Beispiel des Getreides gezeigt wurde: daher konnte 
auch die Versorgung mit Fleisch nicht ausreichend gewährleistet werden. 
obwohl die Voraussetzungen in der Steiermark in dieser Sparte tun einiges bes­
serwaren . Detaillierte Zahlen sollen die Problematik auf unterster Ebene, also 
im Bezirks- und Gemeindebereich, im letzten Kriegsjahr illustrieren. In einer 
Denkschrift belegte Anfang März 1918 eine Delegation der \X irtschaftsräte von 
Leoben. Donawitz und Göss, einem Bezirk, der durch den st eiermark weit 
stärksten Anteil an Industriearbeiterschafl und zusätzlich durch Militärein­
richtungen wie Kasernen, Wachmannschaften, Spitäler und eine Verkösti-
gungsstation in St.Michael außerordentlich belastet und zugleich als höchst 
kriegswichtig eingestufl war. die ausweglos scheinende Situation in Bezug auf 
die Viehaufbriiiffung mit konkreten Zahlen. Ausgehend vom schlachtbaren 
Bestand von 1.633 Stück und einem vorgeschriebenen Kontingent von 575 
Stück war das Ende der Schlachtviehreserve binnen zweier Monate abzusehen. 
Zudem wurde moniert, d aß der Ausgleich innerhalb der Steiermark nicht 

In Ungarn gab es keine Höchstpreisregelung für Schlachtrinder. Die Einfuhr aus Ungarn 
betrug von Janner bis Juni 1()1(> 27.01-t Stück, der österreichische Export nach l ngarn 17..~>2cl 
Stück: ein Jahr zuvor waren noch 113.158 Stück nach Österreich transportiert worden, während 
nur 9.262 Stück nach l ngarn gegangen waren: Denkschrift über die von der k.k.Regierung aus 
Anlaß des Krieges getroffenen Maßnahmen. Dritter Teil. Jänner bis Juni 1(>1(). Wien 1917 
(=Denkschrift 3.1 eil). S.32. 

,!: Denkschrift 3.Teil wie Aiun.17, S.215. 
" \ gl. dazu: I. oe w e n l'e I d - R u s s. Volksernährung im kriege. S.I'M. 
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funktioniere, da zwischen September 1917 und Februar 1918 die vereinbar­
ten 880 Stück Vieh nicht an den Bezirk Leoben abgeliefert wurden. Allein die 
zusätzliche monatliche Belastung im Februar durch die Militäreinrichtungen. 
so die Denkschrift, betrug +00 Stück Vieh. Trotz der Uisweglosigkeil der Ver­
sorgt! ngssittiation verlange die Slallhallcrei von der Bezirkshauplmannschal't. 
den Betrieben der Alpine eine erhöhte Fleischration zukommen zu lassen, was 
bedeuten würde, daß zusätzlich zu den monatlichen 1.100 Stück Vieh noch 
weitere aus dem Bezirksbestand geschlachtet oder aus anderen Bezirken zu­
geteilt werden müßten, was aber nach den bisherigen Erfahrungen nicht zu 
erreichen sei. Die Wirtschaftsräte sahen sich daher einer unlösbaren Atif-
srabenstellimg gegenüber. Dazu das Besinnet' der Denkschrift: „Mit Rücksicht 
auf den geringen Fleischer!rag und die unvorhergesehenen Militäranjorderun-
gen kann auch bei voller inlieferung die I ersorgung nicht einmal mehr in dem 
bisherigen I mjange er/o/gen. Ls ist daher nicht ersichtlich, in welcher II eise 
der luftrag, aus welchem selbst zu entnehmen ist, daß die Zentralstellen auf 
eine ungestörte und ausgiebige Fleischversorgung der Arbeiterschaft bedacht 
sind, vollzogen werden soll.''1" 

Der Widerstand der Bevölkerung gegen die 
staatliche Lebensinillelbew irtseitabung 

Die in der Monarchie jährlich erzielten Vieh- und Getreideiibcrschüsse hat­
ten bis zu kriegsbeginii die verantwortlichen Stelle d die OITeiii lichkeii in 
der Auffassung bestärkt, im Bereich der Ernährimg völlig autark zu sein. Infol­
gedessen hatte man sich „mit dem Ernährungsproblem, ja mit der Frage, ob die 
Nahrungsmittelversorgung überhaupt zum Problem werden könne." so Loe-
weiifeld-Biiss zur Vorkriegssituation, „soviel wie gar nicht beschäftigt":'1 Diese 
Autarkie halte jedoch nur für den Gesamtstaal Gültigkeit, solange seine Wirt­
schaft sflüsse nicht behindert wurden, zudem hatte man die Auswirkungen 
einer konsequenten Blockade auf die Lebensmittelversorgung nicht durch­
dacht. weshalb auch keine entsprechenden Planungen für den Kriseulall vor­
lagen. Im folgenden Kapitel sollen am Beispiel einzelner legistiseher Maßnah­
men einige strukturelle Veränderungen im Behördenapparat zur Sicherung der 
Versorgung sowie die Organisation der Getreideaufbringung in ihren Grund­
zügen dargestellt werden. Dabei sind vorweg zwei Tendenzen während des 
Kriegsverlaufes festzustellen: zum einen wurden alle Bereiche im Zusammen­
hang mit dem Ernährungswesen sukzessive von staatlichen Reglementierun­
gen erfaßt, und zum anderen griffen die Maßnahmen immer tiefer in das \\ irt-
schaftsleben ein.22 Grundlage dafür boten die Notverordnungen vom 1. uwd 
5.Aug.1<)1-t: durch die erste wurden Produzenten und I laudier unter Straf­
androhung dazu verpflichtet, die Vorräte an „unentbehrlichen Bedarfsgegen-

-" StLA. Siallh-Korresp. L/1917. 
^ L u e w-e ii l'e I il - R u s s . Volksernährung im Kriege. S.-t.'i. 

Als symptomatisch für diese zunehmende Reglementierung ist die Zahl der Gesetze Ver­
d u n g e n etc. auf staatlicher Ebene, die sieh aul das Kriiährnngswe,™ beziehen, anzusehen; fand 
" ' i '" '"L",'"", ' "" ,7YS""'k , ** ^»slangen, wach ..|'|,„ 1915 i,,,,.,,, a u f 1 0 1 ,„ ( | 
erreichte1917 ihren Höhepunkt inii 170 Stück; vgl. dazu: Die Err^hrungsvorschriften Deutsch-
osterreicns, hrsg. von K u r t |- r i e b e r g e r . Wien 1919-. 
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ständen", worunter alle Waren zu verstehen waren, „die zur Befriedigung der 
notwendigen Lebensbedürfnisse der Menschen und als Nahrungsmittel für 
Haustiere dienen", den Behörden zu melden und ihnen zu Marktpreisen zu 
überlassen. Die zweite Verordnung diente zur Sicherstellung der Ernte und 
der Feldbestellungsarbeiteii. indem in jeder Gemeinde Erntekommissionen 
gebildet werden sollten, durch welche im Bedarfsfall Arbeitskräfte und Hilfs­
mittel den Betrieben zugewiesen und zudem die verpflichtende Nutzung der 
Anbauflächen kontrolliert wurden."1 Als sich jedoch trotz verordneter Spar- , 
Streckungs- und Höchstpreismaßnahmen die Getreide- und Brotversorgung 
im Jänner 1915 dramatisch verschlechterte, erließ die Kaiserliche Regierung 
eine Sperre des Getreides, eine Maßnahme, die im Juni 1915 im Hinblick auf 
die Erfassung der neuen Ernte dadurch eine Verschärfung erfuhr, als die 
gesamten Vorräte und Ernteerträge aller Getreidesorten einschließlich Mais 
„mit dem Zeitpunkt der Trennung vom Ackerboden" beschlagnahmt wurden. 
womit der Bauer jegliches \ erfugungsrecht über seinen Bodenertrag zugunsten 
des Staates v error.24 Zur Abwicklung aller Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
der Beschaffimg. der Vermahlung und der Verteilung des Getreides bzw. der 
Mahlprodukte — ab dem Jahr 1916 auch für die Kartoffel Versorgung zuständig 
- wurde Ende Februar 1915 die Kriegs-Getreide-\ erkehrsanstalt (K.G.V.) ins 
Leben gerufen, deren Einrichtung für Loewenfeld-Russ den eigentlichen 
Beginn der Kriegswirtschaft darstellte: „Beschlagnahme der Vorräte durch den 
Staat, l bernahme der Bestände durch sein Bewirtschaftungsorgan gegen 
Bezahlung eines Festpreises (l bernahmepreises), Verarbeitung von Rohmate­
rialien durch die Veredelungsgewerbe gegen bestimmten Lohn. Verteilung der 
Verbrauchs fertigen Ware nach bestimmten Rationen und zu festen Preisen."-' 
Insgesamt wurden während des Krieges rund 15 . .Friiäliruiigszenlralen". wie 
jene I lauptträger der staatlichen Bewirtschaftung in der Öffentlichkeit hießen. 
errichtet. Auch in Graz wurde eine Zweigstelle der K.G.V. eingerichtet, die von 
einem dem Statthalter unterstellten Begierungskommissär geleitet wurde, in 
dessen Kompetenz die Aufbringung des Heeresbedarfs, die Versorgung des 
Landes, die Erstellung von Ernährungsplänen und die Verteilung der l bei-
schüsse an andere Länder fielen. 

Ziel aller l mstrukturierungen mußte die Bündelung der aufgesplitterten 
Kompetenzen auf Regierungs- und Landesebene sein, damit die einzelnen Stel­
len schnell und effizient die \ ersorgtmgsmängel beheben konnten. Doch es 
sollte bis zum November 1916 dauern, bis der Ernährungsdienst. der vor allem 
auf das Ministerium des Innern, das Handels- und Ackerbauniinisterium auf­
geteilt war. nach i\en Vorstufen <\ev Interministeriellen \pprov isionieriings-
koinnüssioii. des Apptov isioiüeruugshcirates über das k.k.Ministerium des 
Innern - Ernährimgsamt zuletzt im Amt für \ o lksernährung zusammengefaßt 
wurde: als Zentralbehörde in Wien war es ..-///• Verwaltung aller mit der 
I olksernährung im kriege unmittelbar oder mittelbar zusammenhängenden 
Angelegenheiten" zuständig.-1" Im Zuge t\cv Zusammenfassung der Ernäh­
rungsagenden wurden auf Landesebene Landeswirtschaftsämter (Lawa) 

" RGBL 194/1914 u. 199/1914. 
M RGBL 167/1915. 
25 L o e w e n f e l d - R u s s , Volksernährung im Kriege, S.51f. 
J" Wie Anm. 25, S.289ff, 
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eingerichtet, denen in den Bezirken und Gemeinden Bezirks- und (Gemeinde-
wirtschaftsämter entsprachen. Wirtschaftsräte, die sich u.a. aus gewählten 
Vertretern der Produzenten- und Konsumentenkreise zusammensetzten, hat­
ten die Kommunen in Versorgungsfragen zu beraten. In der Steiermark wurde 
am 6. April 1917 die Geschäftsordnung des neuen Amtes vorgelegt, welches 
unter der Bezeichnung „Landeswirtschaftsamt bei der S ta t tha l tern" in zwei 
Abteilungen (l.avva I und II) sämtliche Bereiche der Lebensmittelversorgung 
bis hin zur Überwachung des Lebensmittelverkehrs regelte.27 

Als besonders hinderlich für eine straff organisierte Versorgung erwies sich 
der österreichische Landes- und Bezirkspartikularismus, dessen Absperr­
tendenzen oft die Maßnahmen der Zentralstellen zur Sicherstellung des Län­
derausgleichs wirkungslos machten. Um die Landesstellen aber enger an das 
Amt fiir Volksernährung zu binden, winde jener . .äußere Ernährungsdienst" 
eingerichtet, dessen Organe, die Ernähriingsinspektoren, in stetem Kontakt 
sowohl mit der Bevölkerung als auch den Behörden und Amtern als ..Augen 
und Ohren" der Zentrale die Probleme „vor Ort" beurteilen und die gleich­
mäßige Handhabung der Ernährungsvorschriften überwachen sollten. Die 
Steiermark wurde auf drei Fniährungsüispektioiisbezirke aufgeteilt: Graz. 
Leoben und Cilli.2" Vorrangiges Ziel der Inspektoren mußte die Reorganisati­
on des Aufbringungsdienstes sein, da in der Steiermark im Wirtschaftsjahr 
1916/17 nur mehr ein Neuntel der gesamten Brotgetreideernte einschließlich 
Mais, Buchweizen und Hirse aufgebracht worden war und zudem in der ak tu­
ellen Wirtschaftsperiode 1017/18 bis zum 15. Dezember nur mehr 5 0 % der 
Getreidemenge des Vorjahres (Stichtag 15. Dez. 1916) erfaßt waren. Als Grund 
wurden intern die fehlerhafte Ernteschätzung selbst bzw. die falschen Anga­
ben der anderen Länder angeführt, welche im Gegensatz zur Steiermark von 
zu niedrigen Ernteschälzungen ausgehend auch geringere Ablieferungsquoten 
vorgeschrieben beki n. deren Erfüllimg ohne große Schwierigkeiten mög­
lich war. Als weitere Ursache wurden die außerordentlichen wirtschaftlichen 
Verhältnisse und Transportprobleme während der Italienoffeiisive im Herbst 
1917 genannt.- ' 

Die gefährliche Zuspitzung des Mehlengpasses konnte nur durch eine Ände­
rung des Aufbringungssystems verhindert werden, das bisher den einzelnen 
Bauern in den Mittelpunkt gestellt und ihm die Ablieferung aller Überschüsse 
vorgeschrieben hatte. Der dadurch erzielbare Gewinn bedeutete jedoch infolge 
der niedrigen Abnahmepreise offenbar zu wenig Anreiz, den Anbau zu forcie­
ren. Das neue System, das in der Steiermark ab Sommer 1018 angewendet 
werden sollte, basierte auf fixen Länder-, Bezirks- und Gemeindekontingen­
ten, deren Vorschreibung. Aufteilung und Aufbringung den einzelnen Kom­
missionen. den sogenannten Wirtsehaftsräten. überlassen waren, womit reali-

- StLA, Siaiih. »ras A5b 888/1/1917. Die Geschäftstätigkeil dieser PräsidisJabteilung läßt 
sien nur durch die Geschäftsordnung und I linweise in anderen Beständen bruchstfickhaü doku-
""'!" ";''''," <lj' " " S t ä nden des StLA kein entsprechendes Urtenmaterial vorhanden isl 
n Vi ,,"',, •!•'•'' ! , V"" B"r--i'"'"- k.u.k. Öbstlt., war bis zum Februar 1918. danach 
)..l lau, hehle,- für den Grazer Dr.Anton Loos, k.k. Postsekretär, für den Leobener und Hugo 

Baltz vor, Balzberg, k.k Oblt. a.d.t... für den Cillier Inspektionsbezirk zuständig. Ihre z T minu-
aos geführten „ml auch umfangreich erhaltenen Amtstagetücher vermitteln einen detailreichen 
und zugleich lebendigen Einblick in die schwierige Appiwisiomerungssituation 

- StLA. S(aUh.K<irres|). 1918/(;clreidcau1l)iiiigutt2. 
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stiseliere Größenordnungen gewonnen werden sollten. Zwangsmaßnahmen 
Witten nur in solchen Fällen vorgesehen, in denen die freiwillige Vblieferung. 
d.h. der Verkauf an die K.G.V., nicht die geforderten Ergebnisse brachte. Die 
rechtzeitige Erfüllung der Gemeindequote wurde mit dem Entfall der Vorrats-
auliiahmc und jeder Zwangsmaßnahme sowie höheren Prodtizentenpreisen 
honoriert. Bei Nichterfüllung konnten auch kollektive Sanktionen, wie z.B. die 
Vorratsabnahme in der ganzen Gemeinde unter militärischer Assistenz, einge­
setzt werden. Doch positive Anreize, die von der Erlaubnis zur Benützung der 
Hausmühlen bi> zur Ausstellung von Mahlbescheinigungen für die allgemeinen 
Mühlen reichten, sollten dem wirtschaftlichen Denken der Landwirte entge­
genkommen und sie damit nicht nur zur freiwilligen Ablieferung, sondern viel­
mehr zu verstärktem Anbau anregen. 

Dieses reformierte System wurde auf Informationsveranstaltungen bekannt-
gemacht, auf denen Wanderlehrer vor allem mit positiven Argumenten zur 
verstärkten Ablieferung motivieren sollten, indem sie die Bauern über die I Un­
tergründe des Krieges aufklärten und ihnen die Bedeutung, welche ihnen in 
dieser Auseinandersetzung zukam, vor Augen führten. Denn erst die Bauern 
ermöglichten, so die Instruktionen für die Wanderlehrer, durch die rechtzeiti­
ge Ablieferung der Nahrungsmittel den Sie»', der nach dem Ausscheiden Buß-
o o n c 
lands aus dein Krieg im März l ° 18 und dem Vormarsch der k .u.k.Truppen in 
Italien in greifbare Nähe gerückt schien. Weiters wurde durch die Gleich-
setzung des Hinterlandes mit der Kriegsfront an das soldatische Kamerad­
schaftsgefühl der Bauern appelliert: denn „keiner ran Luch würde", lautete 
die \nalogie. ..trenn er im Schützengraben stände und die Patronenverschläge 
in Verwahrung hätte, im kämpfe dem Hauptmanne und den Kameraden 
fälschlich sagen, es sei nichts in den Kisten und so die Front an manchen 
Stellen zusammenbrechen lassen - dasselbe tut, wer Getreide hinterzieht.''''0 

Durch diese l berzeugungs- und Aufklärungsarbeit sollte der Widerstand 
der Bauern gegen die Betjuirierimgen gebrochen werden, der von passiver 
Besistenz bis zu Tätlichkeiten und Totschlag reichte. Diese Aggressivität konn­
te im Dezember und Jänner 1918 der Frnähriingsinspckior Oskar Mayer 
v.Bugström (s.Anm. 28) im Zuge einer Bev ision der Gelreideaulbriiiguug lcst-
stellen: „Die Stimmung der Bauern überging (sie!) daher an vielen Orten von 
Erregung zu Wutausbrüchen: Die Erschlagung des Steuerassistenten Wieder­
wohl spricht daran. Aber diese Erbitterung und hohe Gereiztheil geht noch aus 
folgenden Umständen hervor: zahlreiche politische Beamte (Amtsrarstände, 
Bezirkswirtschaftsreferenten etc.), dann Beamte des Exekutivdienstes, dann 
Kommissäre der Kriegsgelreideverkehrsanstalt erhielten Drohbriefe, welche 
ihnen vom Durchprügeln bis zum langsamen qualvollen Fad (die möglichen 
Martern in Aussicht stellten, wenn die Getreide-Vorrat saufnuhme fortgesetzt 
bzw. straff durchgeführt würde; von Drohungen mit Worten bis zum [ngriffe 
mit Werkzeusen aeaen die lufhahmsorgane war ich selbst \ugen- und Ohren-
zeuge. ... Abgesehen von allen anderen ( nauitehmhchkeileii äusserten sich 

" StLA, wie Anm.29: Wanderlehrer, die aus den landwirtschaftlichen Kreisen stammten oder 
ihnen nahestanden, sollten die wichtigsten Pfarrorte bereisen. Rhetorische Fähigkeiten und eine 
gew is-,e Vertrauensposition bei der Bauernschaft waren weitere Voraussetzungen für die Referen­
tentätigkeit. Daher wurden vor allein Geistliche und Fachlehrer als [nstruktoren eingesetzt die 
wiederum Nebenlehrer zu ihrer l nterstützungausbildeten. 
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diese Drohungen auch dadurch sehr nachteilig, dass sich Sachverständige und 
Vertrauensmänner ran der I urralsaufnahnie zurückzogen. 

Als Gründe für die aggressive Stimmung unter der Bauernschaft führte 
v.Bugström neben der Einschränkung des Eigenbedarfs die oftmalige Wieder­
holung der Vorrat sauf nahmen in den Geheilten an. wobei Militärmannschaflen 
die Anwesen nach versteckten Lebensmitteln durchsuchten, was von den 
Landwirten als eklatante Verletzung ihrer Privatsphäre aufgefaßt wurde. Der 
Berichterstatter sah außerdem in den schlecht instruierten und nicht mit den 
Soldaten kooperierenden Kommissionen, die sich noch dazu mit den Bauern 
fraternisierten, die Hauptursache für die lueffektivität der Nahrungsmittelauf­
bringung. welche letzten Endes zur Renitenz und Aggressivität der Bauern­
schaft führte. Abhilfe konnte nur geschaffen werden, so der Vorschlag, wenn 
gut ausgerüstete und ausgebildete Kommissionen unterstützt von Militär-
mannschaften eine einmalige, aber rigorose Vorratsaufnahme durchführten 
und die Lebensmittel sogleich abtransportierten, denn das nachträgliche Auf­
spüren der Verslecke würde zu unnötigem Zeitverlust führen. Zielführeiid 
wäre außerdem die Plakatierung der Ablieferungsquoten mit Namensnen­
nung. da Maver v.Bugström int nachbarschaftlichen Neid den schärfsten Kon-
tiollmechanismus für die Erfüllung der Abgabequoten sah. Daher lautete seine 
Devise: „Der beste Freund des Bezirkshauptmannes ist in Ablieferungsangele­
genheiten der Nachbar des Iblieferungspflichtigen. "'2 

Die Anderimg tles Aufbringungssystems wurde von den Bauern, wie vom 
Cillier Ernährungsinspektor festgestellt wurde, positiv aufgenommen. Ende 
Mai 1918 meldete er für den lnspektoratsbezirk (alli: „Ich darf constatieren, 
dass in allen bis auf einen Bezirk, wo das Gonlingenl. falls es ohne Requisiti­
on aufgebracht werden darf, ohne Einzelvorschreibung hereinbracht werden 
dürfte, die Geneigtheit bestellt, das Bezirkscontingenl in der von mir in I or-
sch/aggebrachten 1/7 und Heise hereinzubringen."33 

Die ersten Bezirksergebnisse gaben auch zu einer optimistischen Prognose 
Anlaß: eine 70%ige Aufbringung der Notkontingente in der Untersteiermark. 
eine 100%ige Erfüllung des Kontingents für 1917 in Badkersbttrg und selbst 
eine 75%ige AhHeferungsquote beim Notkontingent im Bezirk Leibnitz, der 
wegen lies Flüchtlingslagers und der sich daraus ergebenden Ernährungspro-
bleme (z.B. Flurdicbstahl) als besonders schwierig eingestuft wurde, ließen auf 

" AdR, BMfVE/AR E.I., Z1.21.064/1918 (Kt.152). Der traurige Höhepunkl der Angriffe auf 
staatliche Organe isi sicher im Überfall von fünf Frauen und einem als Frau verkleideten Mann am 
• ».Jänner 1918 in Formin hei Pettau auf den Steuerassistenten Jose! \\ tederwohl zu sehen, der mei­
nen Verletzungen auf dem Weg ins Krankenhaus erlag. Us I rsache für den Gewaltausbruch 
wurde in der l ntersuchung das ..sehr strenge" \ orgehen des Beamten hei den Getreiderequisitio­
nen angegeben. \\ eilers bedrohten Faule Februar Frauen in Rann Aufbringungsmannschaften und 
M-rhinderien den Abtransport des Getreides: A\ \. \l.dl . IYüs.22/Stink. 1915-18, Zl.1848/18 
und 6347/18 (Kt.2138). Vgl.dazu und zu den Miliinrassistenzen im Zuge der Requirierungen: 
R ichard G . P l a s c h k a , Horst 11 » sc I s i e i ne r. Vrnold S u p p a n, Innere Front. 
\\ iilerstand und l msttirz in der Donaumonarchie 1918 ̂ Veröffentlichungen des Österr. Ost- und 
Siidosieiirnpa-lnsiiiuis. Bd.8/9) Wien 19^4. Bd.l, S.2311'.- zum lud des Steuerassistenten auch: 
IIa nsak. Die steirische Landwirtschafl im I.Weltkrieg, wie \um.9. S.73. Im Hinblick auf den 
oben zitierten Bericht des foriälirungsinspektors und die dokumentierten halle isi das Resümee 
llansaks betreffend die Gewalttätigkeit der Bauernschaft ( S.91) zu relativieren, wenn er meint: 
../ nter der strengen Gesetzgebung der Kriegswirtschaft kam es nur vereinzelt zu I nmutsäußerun-
gen und II iderstdndeii gegen die staatliche iutorität." 

12 Wie Aniii.31. 
i; \dli. BMfVE/AR. Kl.. ZI.80.74O/1918 (Kt.152). 
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ein „Aufbringungsresultat" schließen, „wie es bisher nach niemals erzielt wer­
den konnte." Doch zwei Vorfälle kontrastierten diese positive Einschätzung der 
Situation: in Axbach (Bez. Feldbach) sah sich am 26.April 1918 die Aufbrin-
gungsmannschaft einer mit Dreschflegeln und Knüppeln bewaffneten Menge 
von 100 Bauern gegenüber, sodaß sie die f lucht ergreifen mußte, und eine 
Woche später wurde der Aufbringuugsoffizier Josef Kafka im Bezirk Leibnitz 
attackiert und niedergeschlagen. In Einschätzung der Lage stellte der Statt­
halter fest, d a ß sich „die Anzeichen höchster Erregung unter der landwirt­
schaftlichen Bevölkerung... ran Tag zu Tag mehren"." 

Verschiedene Faktoren beeinflußten die Bereitschaft der Landwirte, ihrer 
Ablieferungspflicht nachzukommen oder sich aber ihr zu entziehen: dazu zähl­
ten sicher auch die unternehmerischen Möglichkeiten, die sich den Bauern 
durch die Nähe zu (Großstädten boten. So wurden z. B. die landwirtschaftlichen 
Überschüsse des Bezirkes l lar lberg von professionell organisierten Schiebern 
zu erhöhten Preisen aufgekauft und via Vspangbahn nach Wien gebracht. 

Neben dieser Problematik veranlaßt!' die Zunal • der Finbruchskriminalität 
den Bezirkshaiiptinann im Mai 1018. sich mit der Bilte um Beistelhmg von 
mindestens 30 „deutschsprechenden, intelligenten und bewaffneten" Soldaten 
an die S ta t thal tern in (Graz zu wenden: denn „diese 30 Manu", so lautete die 
Begründung, „könnten auch bei der Aufbringung des Getreidekontingentes 
mitwirken, trabet ich betone, dass die Aufbringung des Notkontingentes ... 
wegen der übermäßigen Hamsterei ohnedies auf die grössten Schwierigkeiten 
stasseu wird und die volle \ufbringung der vorgeschriebenen 25 II aggons. da 
der Bezirk durch die Hamsterei fast leer gesogen ist, kaum möglich sein wird. " 
Es war aber auch in Zukunft zu fürchten, „dass der Bezirk llarlberg für die 
Approvisionierung des Landes Steiermark zu grossen Feilen ausgeschaltet sein 
wird."17' Im Falle von Feldbach bot die (Grenznahe die Möglichkeil, durch 
I eliensinittelschniuggel höheren (Gewinn als im Inland zu erzielen. Da die stei-
rischen Produzentenpreisc unter t\cn ungarischen lagen, gingen die Lebens­
mittel tonnenweise über die (Grenze nach Ungarn: so wurden zwar bis zum 
2G3. September 1918 128 Waggons (Getreide aufgebracht, d. h. rund ein Vier­
tel des vorgeschriebenen Kontingents, jedoch geschätzte ()() bis 70 Waggons 
gingen im „Bahn- undSlraßeuscldeichrerkehr" über die (Grenze. " (Gerade von 
diesem Bezirk war das neue Atifbringungssvstem ausgegangen, das letzleiides 
auch nicht ohne Zwang funktionierte. \uf (Grund der Erfahrungen mit dieseni 
Bezirk zog der Ernährungsiuspektor Dr.Pichler am 10.Okiober, also kurz vor 
Kriegsende, das resignative Resümee, „daß auch die freiwillige Aufbringung 
nur klappt, wenn in unwilligen Gemeinden bzw. bei unwilligen Besitzern 
sofort der Zwang einsetzt. Es wurde beschlossen, nunmehr mit dem Zwang zu 
beginnen, allerdings hat gerade in diesem Augenblick das Kriegsministerium 
die gesamte lufbringungsmannschaft einberufen. "' Damit halle der Staal sich 
der Mittel begeben, seine Forderungen durchzusetzen und stand davor, auch 
den Kampf im I Unterland zu verlieren. 

" AVA, MdL Präs.22/Stmk.l915-18, Zl.12.566/18 u. 12.581/18 (Kt.2138). 
' \«IR. BMfVE/AR, E.I., Zl.84.971 in Zl.21.473/1918 (Kt.152). 
'" AdR. B\1I'VK/\R. Simk 1918-19. ZI.151.074/1918 (Kl.122). Vuch steirisches Vieh wurde 

auf diese \\ eise nach Kroatien gebracht und um 21)0% teurer rcimportierl. 
" AdR. BMfVE/AR, E.I., ZL323/1918 (Kt.130). 
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Der völlige Zusammenbruch der Versorgung war abzusehen, und die poli­
tischen Lager glaubten, die Schuldigen zu kennen: für die Sozialdemokraten 
waren es die „Kapilalisten, egal ob deutschnationale Juden oder ('hrisllichso-
zittle","' für die deutschnationalen und christlichsozialen Kreise die staatlichen 
Wirtschaftszentralen, deren „Mißwirtschaft und Preistreiberei" für die Unter­
versorgung verantwortlich seien. So lautete die Argumentation auf den Deut­
schen Volkstagen, die im Verlauf des Jahres 1018 vor überwiegend bäuerlicher 
Bevölkerung abgehalten wurden. Schützend stellten sich daher die Redner, wie 
der Bottennianner Bürgermeister Dr. van der I lellen. vor die Bauern, indem er 
die Wirtschaftszentralen als „Asyle für Preistreiber" oder den „Zwischenhan­
del und den Lebensmi/Ielwucher" als die Ursache der enormen Steigerung 
bezeichnete. Die eigentlichen Schuldigen im Hintergrund waren jedoch nach 
Ansicht einiger Redner die Juden. Kaplan Josef Steinberger. Direktor des 
Volksbildungshauses St.Martin, sah im „jüdischen Einfluß auf die I olks­
ernährung" die Hauptursache für die Ernährungskrise. Vor rund 1.000 Zu­
hörern lenkte er in Voitsberg die l nziil'riedenheit mit dem Staat auf die Juden: 
„Der.lüde beherrscht heute unsere Volkswirtschaft und saugt die Bauernschaft 
aus. Kein Wunder, wenn sielt unter solchen Verhältnissen die Juden keiner 
Belieb/heil unter den Bauern erfreuen.""' Auch der Waltersdorfer Dechanl rief 
Ende September in Fürstenfeld dazu auf. „den Jüdischen Einfluß ... in der 
überwiegend von Juden und jüdischem Kapital geleiteten II iiischaff zu bre­
chen".'" 

Mit dem Kriegsende waren die Frnährungsgrundlageu der Steiermark zer­
stört. und das war nicht ohne das Mit verschulden der staatlichen Stellen 
geschehen. Diese Erkenntnis hatte sich auch in den Behörden durchgesetzt. In 
diesem Zusammenhang notierte der bereits erwähnte Dr. Pichler in seinem 
Amtstagebuch am 2. Oktober ein (Gespräch mit Dr.Wutte, zu diesem Zeitpunkt 
noch Leiter des Landesvv irtschaftsanites. in welchem dieser die Hintergründe 
des Lebensmittelmangels nannte: „Aussprache mit Dr.Wutte, der in Lutea eine 
hervorragende Stellung einnimmt und der hauptsächlicher Träger des Gedan­
kens ist, daß die Steiermark vom Amt für IE stiefmütterlich behandelt wird. 
Berechtigt scheint diese litffassung insofern, als das Land durch die allzuweit 
getriebenen Viehanforderungen sichtlich ruiniert wird, nährend die Zuwei­
sungen insbesondere von Fleisch und Kartoffeln für die zur Hälfte industrielle 

a; AYA. MdL l'räs.22/StniL. 1915-18. ZI.16.953/18 (Kl.2138). 
;" Wie Anm. 38. ZI.22.U89/18. 
* Wie Anm. 38, Zl.22.688/18. 

Insgesamt nahmen an den zwölf \ olkstagen 15.000 Personen teil, eine Größenordnung, die ver­
dienen inil den Demonstrationen der Sozialdemokraten, welche z.B. am 20..läuni'r 1918 an die 
30.000 Teilnehmer für eine Friedensdemonstration in Graz mobilisieren konnten, nicht allzu 
bedeutend ist, andererseits aber auf die lose Organisationsstruktur des nationalen und christlichen 
Lagers zurückzuführen ist. Die eigentliche Zielsetzung der Volkstage ist im Kampf gegen die groß-
serbischen Bestrebungen und den slowenischen Separatismus zu sehen, \iieh wurden in den „Ent-
schließungen" die deutliche Förderung bzw. Bevorzugung der deutschen Bevölkerung in allen 
Bereichen (»Österreich ist deutseh, ader es wird nicht sein!"), freier Zugang zur Adria \ ia Triest 
sowie die stärkere Kooperation mii Deutschland gefordert. Trotz der massiven Kritik an den 
Regierungsstellen wurde die vhhuliung der Yolkstage in I linhliek auf die J hddung der sozialde­
mokratischen Veranstaltungen', w ie die interne Begründung der Statthaltern lautete, genehmigt. 
Die Volkstage verliefen durchwegs ohne Ruhestörung, und ein Vorgehen der staatlichen Organe 
gegen die Redner auf Grund der getätigten Aussagen schien mit Rücksichl auf die ohnehin gereiz­
te Stimmung nicht opportun 
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Konsumentenbevölkerung gewiss unzureichend sind. Es ist fraglich ein Kon­
sens, daß das Land sein lieh für die Garnison, die Front und für Hielt billig 
abgeben muß, um dann für wahnwitzige Preise ungarisches Vieh und Fleisch 
zu kaufen." Die Steiermark war gegenüber Überschußländem und Wien, so 
räumte der Ernährungsinspektor ein. benachteiligt und stellte als Zuschuß­
land im „Inleressenskampf um das Volksernährungsami den schwächsten 

Teil" dar.4' 

I bei lebensstralegien der Bevölkerung - der Rucksackverkehr 

„Mein I ater mußte gleich zu Beginn des Krieges einrücken, und wir hatten 
bald nichts mehr zu essen", erinnert sich der (Grazer Karl Kaulich an seine 
Kindheit. „So ging ich", setzt er fort, „mit meiner Mutler hamstern, und da wir 
niemanden kannten, war der Erfolg gering. Meine Mutter war verzweifelt und 
ging mit uns vier Kindern zum Magistrat, stellte uns in eine Kanzlei mit der 
Fordertaig um Essen und sagte, sonst gehen wir nicht weg. Wir bekamen Polen-
ta und Marmelade und Brotmarken, mit welchen ich mich zuerst schon abends 
anstellte, dann meine Schwester und in der Nacht meine Malter, bis morgens 
wieder eine Lieferung kam. "+i 

Hunger und Lebensmittelbeschaffuug bestimmten den Mltag. w ie die Erin­
nerungen zeigen vor allem der städtischen Bevölkerung, und hier wieder war 
der Mittelsland am stärksten betroffen, während die Belegschaften der als 
kriegswirtschaftlich wichtig eingestuften Betriebe wie auch das Eisenbahnper-
sonal und die Sicherheitsorgane mit einer bevorzugten Versorgung rechnen 
konnten und zudem über eigene Versorgungsstrukturen verfügten. Für die 
Industriearbeiterschafl waren diese vom Wirtschaftsverband Industrieller in 
Steiermark geschaffen worden, da ..Aufstände" der \ rbeiter. aber auch häufi­
ger Arbeitsplatzwechsel aus Gründen der Lebensmittelknappheil die Produk­
tion beeinträchtigten. Nach monaielangen Vorbereitungen, die im Herbst 
1916 einsetzten, konnte am 10. Juni 101? mit der Fertigstellung der ,.Ver-
pflcgsstandsevidenz" und der Bereitstellung entsprechender Mehl Vorräte die 
Verteilung der Mehlralionen begonnen werden. Insgesamt wurden anfänglich 
in der Steiermark 217 .000 Arbeiter mit ihren Angehörigen erfaßt, von denen 
ca .77.000 als Schwerarbeiter eingestuft waren. Am Jahresende wurden bereits 
251.24.'$ Personen, darunter 08 .482 Schwerarbeiter, über 222 Warenausgabe-
steilen vom Kriegsverband versorgt, eine Größenordnung, die rund 17% der 
steirischen Gesamtbevölkerung entsprach. In den wichtigsten Industriebezir­
ken jedoch. wie Brück. Leoben und Mürzzuschlag. wurden zwischen 5 0% und 
6 6% der Wohnbevölkerung vom Kriegsverband verpflegt, während die Stadt 
(Graz absolut den größten Verpflegssiand mit 41 .720 Personen aufwies. Neben 
Mehl bzw. Brot kanten Zucker und Erdäpfeln zur Verteilung; zugleich war 
durch diese Form <\er Verpflegung auch eine Verbrauchskontrolle gegeben/ 1 

" Wie Anm. 87. 
<J C h r i s t a l l ä n i n i e r l e (Hg. und Vorwort), Kindheit im Ersten Weltkrieg. Wien-Köln-

Weimar 1998 (=Dainii es nicht verlorengeht..., Bd.24), S.227. 
, : Dazu: Kriegsverband steirischer Konsumanstalten und Konsumvereine. Bericht über das 

Geschäftsjahr 1917. Graz 1918. Insgesaml wurden 805 Beiriebe aus allen Industriezweigen im 
Kriegsverband zusammengefaßt: liehen der Eisen- und Stahlproduktion und dem Berghau reich-
len die l'rodiiklionsbereiche bis zu graphischen Beirieben. 
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In Graz und Eggenberg erfolgte die Abgabe verbilligter Lebensmittel an 
„Arme" bzw. „Festbesoldete", wie z.B. Lehrer und Kanzleibeamte, seil April 
1915 durch den „Steiermärkischen Frauen-Hilfsausschuß" in eigenen An­
gabestellen, für die Beamten nach Amt und Berufsgruppe gesondert. Die nöti­
gen Legitimationskarten wurden von der S tat thal tern ausgestellt: die Evidenz 
umfaßte Ende 1016 14.678 Parteien mit :i().837 Personen (in Eggenberg 
7.886). davon betrug die Zahl der „Armen" 0.086 Parteien mit 24.41 1 Köp­
fen.44 Diese form der Lebeiisitüttelabgabe wurde nach dem (Grazer Modell 
auch in anderen sieirischen Städten und Industrieorten durchgeführt. Die 
Finanzierung der Lebensmittelstützungen erfolgte überwiegend durch private 
(Gelder, die durch Sammlungen und Wohltätigkeitsveranstaltungen aufge­
bracht wurden, aber auch der st eiermärkische Approvisionierungsfonds stützte 
die Lebensmittelpreise. Ab 1( '17 erfolgte die Verteilung des von der Getreide­
verkehrsanstalt zur Verfügung gestellten Getreides über das Approvisionie-
rungsamt. später das städtische Ernährungsamt. Die minderbemittelte Bevöl­
kerung konnte sich an das Wohlfahrtsamt wenden, welches neben Brot- und 
Mehlkarten auch Fett- und Zuckerkarten ausgab. Allein im Jahr 1017 wurden 
bereits ca. 80.000 Anspruchsherechtigte registriert, an welche jeweils über 2.4 
Millionen Bezugskarten45 für die einzelnen Lebensmittel ausgegeben wurden. 
eine organisatorische Leistung, welche nur mit einem Parteienverkehr von täg­
lich 1.000 bis 1..")()() Personen zu bewältigen war. Weiters wurden in \ olks-
und Kriegsküchen ebenfalls verbilligt oder kostenlos Speisen an die ärmste 
Bevölkerungsschiclii verabreicht.4" 

Der Bezug verbilligter Fleischrationell wurde von der Österreichischen 
\ iehverwertungsgesellschaft in der Zweigstelle (Graz organisiert, von der Ende 
1()1(> ca.40.000 Personen mit Rindfleisch versorgt wurden, bis im letzten 
Kriegsjahr die gesamte Fleischverarbeitung und -Verteilung zentralisiert 
wurde, sodaß nicht nur die Verteilung kontrolliert, sondern auch die Schlach­
tung von der (Gemeinde durchgeführt w tirdc. Am schwierigsten jedoch gestal­
tete sich die Milchversorgung im städtischen Beieich, da in Graz nach zwei 
Kriegsjahren die Milchmenge sukzessive auf 20% der Vorkriegsheferung47 

zurückgegangen war: die niedrigen Milchpreise veranlaßten nämlich die Bau­
ern. die Milch an das \ ich. mit dessen Verkauf größere (Gewinne zu erzielen 
waren, zu verfüttern und nur geringe Mengen an die Bevölkerung abzugeben. 
Daher konnte in Graz oft nur mehr ein Viertelliter pro Kopf und dieser auch nur 
an Kinder. Kranke und stillende Mütter, d.h. an Personengruppen, die durch 
die Ernähnuigsmängel besonders gefährdet waren, ausgegeben werden.4" 

Die Mininialversorguiig der Bevölkerung konnte mit Kriegsverlauf wegen 
der bereits genannten Aufbringungsschwierigkeiten und der Priorität der I lee-
reskoniiiigente nur durch Streckungsmaßnahmcii4" und die sukzessive Bedti-

StLA, Statt lt.KoHcsp. 1917/ Lebensmittel. Die Teuerungsraten für die «richtigsten Lebens-
miltel (amtliche Höchstpreise) heinigen im Zeitraum Juli lo'l-t his Juli 1918 in (fraz wie fokl-
Mehl 172%, Bro1 -12%. Schmalz -t22%. Zucker 73%, Rindfleisch 237%: Statistisches I [andbuch 
für die Rcp.Osicrreich. Wien 1920. S.49ff. 

Die Stadt Graz - ihre kulturelle, bauliche, soziale and wirtschaftliche Entwicklung in den 
letzten sechzig Jahren nebst kurzen geschielilliehen Rückblicken tuaz 19>8 S 8-1 IT 

* StLA, Slatlh.Korresp. 1917/Graz. 
Das österreichische Ernährungsproblem, hrsg.v.BM f. Volksenwhrunfi wie Vnm 9 S 885 

* Wie Anm. 4."). S.87. 
" Vgl. dazu: L ö w e n f e l d - R oss , Volksernährung im Kriege. S.119 ff. Das „Kriegsbrot" 

z.B. durfte zu 80% mit Gersten- oder Mais hl oder sogar um Kartoffeln gestreckt werden. Auch 
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Die notleidende Bevölkerung mußte mit verbilligtem Essen versorgt werden. . iufdem Bild ans dem 
Jahre 1916 ist eine „Speisenausgabestelle' zu sehen. 
(Landesmuseum Joanneum, Bild- und Tonarchw Hl 137857). 

zierung der V erbraucherquoten gewährleistet werden, wobei auch die talsäch­
lich abgegebenen Mengen oft nicht den festgesetzten Quoten entsprachen und 
meist zu spät zur Verteilung kamen. Neben dem jahreszeitlich bedingten Pro-
duktioiiszv klus der Landwirtschaft beeinträchtigten nämlich noch andere 
Faktoren die \ erteilung der Lebensmittel. In diesem Zusammenhang sind v or 
allein die Transportschvvierigkeiten zu nennen, welche auf den Priinal des 
I leeres gegenüber der Zivilbevölkerung zurückzuführen waren. So konnte z.B. 
im Herbst 1017. wie bereits erwähnt, auf (Grund der Beanspruchung des 
Eisenbahnmaterials für die strategische Vorbereitung und Durchfuhrung der 
VI. Isonzoschlacht die Kartoffelernte nur verspätet und teilweise verdorben in 
die Städte transportiert werden.'" Da eine Bevorratung größerer Mengen wegen 
der geringen Quantitäten, die zur Verfügung standen, unmöglich war. mußte 
jede Transportverzögerung den Verteilungsplan zunichte machen. Deshalb 
erfolgte die Versorgung meist erst nach entsprechenden Protesten der Bevöl­
kerung und energischen Interventionen der verantwortlichen Landes- und 
(Gemeindevertreter, welche in kritischen Berichten vor einer Eskalation der 
1 muhen warnten. Somit richtete sich die Lebensmittelverteilung auch nach 
dein (Grad und dem Ausmaß der l rgenzen. und die vorübergehende Versor­
gung der einen (Gemeinde erfolgte auf Kosten einer anderen, was bedeutete. 

durch eine höhere Ausmahlung des Getreides sollte der Produktionsrückgang kompensiert wer­
den. 

"'" Dazu: M a n I i i e il li a u i h c n s i e i ii e r, Der Tod des Doppeladlers. Österreich-! ngarn 
und der Erste \\ eltkrieg. (.raz-W ien-Köln 1994, 2. Aufl., S.503f. 
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daß der vollige Zusammenbruch der Lebensmittelversorgung nur dadurch 
verhindert werden konnte, indem temporäre Krisen einkalkuliert und von 
einer Versorgungseinheit in die andere verschoben wurden: es konnte also nur 
eine Frage der Zeit sein, bis die Hungerkatastrophe über die gesamte Bevölke­
rung hereinbrach. 

Wenn auch die Lebensmittelrationen oft nur verspätet und zeitweise auch 
in gekürzter Menge (z.B. fleischlose Tage und Wochen) verteilt wurden und 
daher den einzelnen (Größenordnungen nur theoretische Aussagekraft zu­
kommt, sollen im Folgenden die zentral festgelegten Lebensmittelquoten 
genannt werden, um vor diesem Hintergrund die verzweifelten und staatlich 
tolerierten Versuche der Bevölkerung, sich Zusatzrationen zu verschaffen, ver­
ständlich zu machen. Die erste Maßnahme der „Verbrauchsregelung" erfolgte 
am 26. März 1915. als den „Nichtselbstversorgern"1 eine tägliche (Getreide­
menge von 200g zugesprochen wurde. „Selbstversorgern", zu denen Bauern. 
deren Familien und am 1 lof Beschäftigte zählten, und ebenso Schwerarbeitern 
standen 300g (Getreide pro Tag zu. Diese Quote blieb - zumindest theoretisch 
- b i s zum Jänner 1918 aufrecht, als die Rationen auf 165g für die Normalver­
braucher. auf 225g für Selbstversorger und 205g für Schwerarbeiter herun­
tergesetzt wurden/'1 Diese (Getreidemengen wurden nach dem Faktor 5:7 in 
Brot umgerechnet, sodaß z.B. die den Normalverbrauchern anfangs zustehen­
de Brotmenge 280g bei rüg. was rund einem Viertel des nach dem Verbot der 
verschiedenen (Gcbäcksforinen einheitlichen Normallaibs von 1.260g ent­
sprach. Die I leischraiion betrug inklusive 20% Knochenzuwaage 20Ög pro 
Woche, wieder unter der Voraussetzung, daß die Bat ionen überhaupt zur Ver­
teilung kamen. 

Daß unter diesen Voraussetzungen der Kampf ums „tägliche Brot" und ums 
überleben nicht nur mit Einsparungen und einlachen Kriegsrezepten zu 
gewinnen war. ist im Hinblick auf die zur Verfügung stehenden Lebensmittel­
mengen verständlich. Deshalb kam der zusätzlichen Lebensmittelbeschaffung 
außerhalb der Städte größte Bedeutung zu. Diese „Kostzubußen", welche „von 
den Angehörigen der minderbemittelten Berölkerungskreise ... zur Erleichte­
rung ihrer durch den Krieg außerordentlich erschwerten Lebensmittelführung 
für sich und ihre Familienmitglieder mitgeführt wurden", waren, wie es im 
Merkblatt für die „Aufsichtsorgane der politischen Behörden und des Überwa­
chungsamtes für den Lebensmittelverkehr" hieß, nicht zu beschlagnahmen 
und stellten die legalisierte Form der in der Amtssprache auch „Rucksackver­
kehr" genannten Lebensmittelbeschaffüng dar / 2 „Hamstern" jedoch, worun­
ter der Erwerb von Lebensmitteln zwar für den eigenen Haushalt, aber über 
den laufenden Bedarf und die zukommende Höchstmenge hinaus zu verstehen 
war. und auch der gewerbsmäßige Wiederverkauf waren verboten und wurden 
geahndet. Auch der Versand der staatlich bewirtschafteten Artikel (neben 
Mehl. (Getreide auch Fette, Kartoffeln, Eier. Zucker und Kaffee) wurde kon­
trolliert und eine nicht ordnungsgemäße Deklaration führte zur Beschlagnah­
mung der Fracht. Welches Ausmaß diese Einkäufe annahmen, geht aus der 

1 Vgl. dazu: L ö w e n f e l d - R u s s , Volksernahrung im Kriege, S. 12.il'. 
£ k.k.Siatllialterei: Merkblatt für die Aufsichtsorgane der politischen Behörden und des Ober-

uaclnmgsamies für i\en Lebensmittelverkehr in Graz etc., Graz 1917: in: AdR. BMfVE/AR. E.I. 
(Kl. l.)2). In der Steiermark waren ca. :50 Kontrollore im Einsatz 
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Einschätzung eines Ernährtingsinspektors hervor, der für Spielfeld einen täg­
lichen Umschlag von 1.500bis2.000kg(Getreide bzw. Mahlpiodiiklen in Bieli-
tung Leibnitz und Marburg annahm.53 Diese (Größenordnung, die in einem ein­
zigen Bahnhof erreicht wurde, läßt auf die (Gesamtumschlagsmenge innerhalb 
der Monarchie und die Auswirkungen auf die staatliche Wirtschaftsplanung 
schließen, der damit einkalkulierte und dringend benötigte Getreidekontin­
gente nicht zur Verfügung standen. Daher drängte das Amt für Volks­
ernährung auf eine strenge Durchführung der Lebensmittelkontrollen auf den 
Bahnhöfen, doch die Steiermärkische Statthalterei sah im „kleinen Schleich­
verkehr" eine Möglichkeit für die Bevölkerung, die permanente Unterversor­
gung geringfügig zu mildern. In diesem Sinne riet das Landeswirtschaftsamt 
auch, „alle Maßnahmen, die auf die Bekämpfung des Rucksackverkehrs hin­
ausgehen. nur mit äußerster Vorsicht einzuleiten."^ Völlig konträr jedoch zum 
Amt für VOIksernährung. das die Beschlagnahmung der gesamten Frühkartof­
felernte verfügte, gingen die steirischen Behörden im Juli 1918 vor. als sie die 
Sperre im Marburger- und Pettauer Becken lockerten. Neben der staatlichen 
Kartoffelaufbringung, für die zwei Wochen vorgesehen waren, sollten nämlich 
Einzelpersonen diesen Anteil, der ihnen laut Bezugskarte zustand, bei den 
Bauern einkaufen und nach 1 lause transportieren dürfen. In der Statt halterei-
korrespondenz lindcl sich der Entwurf eines Zeitungsartikels, mit dein an 
„Bauern, Bürger, Städter, Arbeiter" appelliert werden sollte, sich an diese 
Regelung zu halten, damit nicht einige wenige , d.h. die „Flinken und Gewand­
ten", ihren Bedarf zwar reichlich, aber auf Kosten der „schwachen1" und über 
„geringe Mille/n" verfügenden Werktätigen eindeckten. In dieser Situation 
wäre es jedoch besonders an der Bauernschaft gelegen, die Einhaltung der 
Abgaberegelung zu gewährleisten. Ihr sei die gleichmäßige Ernährung der 
Steiermark überantwortet, und der Bezirkshauptmann bzw. sein Amt appel­
liere an ihr Mitleid: „Diese Mengen Frühkartoffeln hehl für Mitmenschen auf, 
denen ich sie zuführen muß. weil sie sonst nichts haben.' Bei diesen Gedanken 
wird Euch das Stück/ Geld, das Packl Tabak oder Zucker nicht mehr so leicht 
verlocken mögen.""" 

Ohne die teilweise Freigabe des Rucksackverkehrs wäre die Versorgung der 
Bevölkerung in diesem Monat wahrscheinlich zusammengebrochen. Alarmie­
rende Meldungen aus (Graz signalisierten seit Juni 1918 eine dramatische Ver­
schlechterung der Ernährungssituation: die Versorgung erfolge nur mehr von 
..Mund zu Mund" und die St immung drohe „explosiv" umzuschlagen, sollten 

53 AdR. BMfVE/AR, Stmk.1918-19, Zl.106.376/1918 (Kt.122). Im Bezirk Leibnitz wurden 
vor allem die im Lager \V agna untergebrachten Flüchtlinge fiir die Lehensmittelaufkäufe und die 
schlechte Versorgungslage verantwortlich gemacht; Marburg war als städtisches Ballungszentrum 
mit den Südbahnwerkstätten auf zusätzliche Lehensiniilelkäufe angewiesen. Eine ähnlich große 
Bedeutung als W arenumschlagplatz halle durch -eine Nähe zu l ngarn Feldbach (vgl. S.109). 

51 StLA, Staub.Korresp. 1918/Riicksackverkelir. 
" Wie Anm. 54, 1918/Rucksack-Kartoffel. Die Anreize, welche der private Handel bot. müs­

sen sehr groß gewesen sein, zieht man die Mengen der im Rucksackverkehr getätigten Geschäfte 
in Betracht. bei denen die Preise die amtlichen I löchstiniirken überstiegen. Sehr treffend kam die­
ser Geschäftssinn, der sicher nicht für die gesamte Bauernschaft charakteristisch ist. in der Äuße­
rung einer Kärntner Bäuerin zum Ausdruck, die meinte, .daß, wenn der Staat und Städter die 
Lebensmittel weiter gut bezahlen seirillt seien, kries geführt werden könne, so lange man nur 
immer walle": AdR, RMfVE/AR, E.I. Sign.7. Zl.5053/1918 (Kl. 153) - Stimmuiigsberichl für 
Jänner. Gemeinsames Zentralnachweisebureau der Auskunftstelle für Kriegsgefangene / Zensur-
steile, S.3. 
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die Entbehrungen noch zunehmen, so lauteten die Berichte, mit welchen die 
Hilferufe des Grazer Stadtrates um Mehlzuschübe begründet wurden.- aber 
auch durch Streiks waren die Arbeiter der Südbahnwerkstät ten in Marburg am 
I .">. Juli für die Freigabe des Bucksackverkehrs eingetreten. " Die Tatsache, daß 
sogar Soldaten, deren tägliche Brotration nur mehr 100g betrug, zur selben 
Zeil mit Legitimationen zehn Tage lang zu den Bauern ausgeschickt wurden. 
um sich selbst durch „Kostzubußen" weiterzubringen, unterstreicht die Aus­
weglosigkeit der Situation, in welche die staatliche Lebensmittelbewirtschaf­
tung geraten war/'" Doch die I lille aus \\ ien ließ auf sich warten, sodaß der 
(Grazer Bürgermeisterstcllverlrclcr Dr.Gargitter folgendes dringende Tele­
gramm an den Leiter des Amtes für Volksernährung rieh tele:.. \b Montag kein 
Brot und Mehl - I tiruhen zu befürchten - bin außerstande mit Sicherheitswa­
che Ordnung aufrecht zu erhalten, lehne jede Verantwortung für das Kom­
mende ab.""'" 

Die Versorgung war zuletzt nur mehr mit irregulären Methoden zu gewähr­
leisten. denn selbst die (Gemeinde (Graz beschaffte sich in den Monaten vor dein 
Zusammenbruch der Monarchie auf dem Schwarzmarkt in Peltati und Bann 
Lebensmittel aus l ngarn. niil denen seil dem Ausfuhrverbot entlang der itnga-
i iseli-sifiriseh-kioatisehen (Grenze laut Ernährungsinspektor reger Schmuggel 
und „lebhafter, ja börsenmäßiger" I landel betrieben wurde. I m diese erhöh­
ten Kosten decken zu können, suchte der Stadtrat beim Staatsamt für \Olks­
ernährung sogar noch um einen finanziellen Zuschuß und Kredite an/'" 

Proteste und Gewaltausbrüche 

Die Lebensmittelversorgung wurde für den Staat nicht nur zur Sicherheits-, 
sondern ebenso zur Existenzfrage, da die Bevölkerung im Verlauf des Krieges 
zunehmend mit Ausschreitungen und Streikbewegungen, die ab Jänner 1()1<> 
radikal-revolutionäre Vusmaße annahmen, auf die Verschlechterune der 
I I 

hrnahrtmgssiiuaiion reagierte. Der Bedeutung des Problems entsprechend 
mußte daher die Stimmungslage der Bevölkerung ständig beobachtet und ana­
lysiert werden, um so die Belastbarkeit im Hinblick auf V ersorg im gsengpässe 
einschätzen und der Eskalation der Gewah präventiv entgegentreten zu kön­
nen. Deshalb finden sich in den Akten der Emährungsinspektoren, welche 
selbst die Stimmung beobachteten, außer den Berichten des Militärkomman­
dos (Graz auch die Stimmungsanalysen der Zensurstelle der Aiiskunfistelle für 
Kriegsgefangene, welche die an die österr.-ungar. Kriegsgefangenen gehende 
Korrespondenz las und auswertete."" Für die Siiniinungslage waten neben per­
sönlichen Faktoren, wie dem Verlust von Angehörigen, der Aussicht auf Ent­
lassung Verwandter aus der Gefangenschaft, die politischen Perspektiven (z.B. 

m ; ; ) A
, l l i ; BMfVE/AR Stmk.1918-19, Zl.91.184/4847/1918, ZI.91.445/1918, Zl.102.799/ 

1918 (Ki. VIT). 
•"'" Vi ie Anm. 5(>. ZI.102.251/1918 
":; AVA. Mdl. Präs.22/Stmk.l915-*18, Zl.16.575/18 (Ki 2138) 

Wie Um.56,Z1.91.445/1918,Z1.117.391/t918 ZI 149 638/1918 
« AdR BMfVE/AR E I Sign.-. ZL5053/1918 (Kt.153): Gememsames Zentral hweise-

bureau Auskunftstelle lur Kriegsgefangene - ZeBSUBabteUung: Stiinmungsberichte Dez.1917 Ins 
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Chancen auf Friedensschluß) und nationale Einstellungen bestimmend, vor 
allem aber die aktuelle Ernährungssituation: hier konnte die zeitliche Nähe 
bzw. Distanz zur Erntezeit und die damit verbundenen positiven oder nega­
tiven Ernährungsaussichten die St immung heben und drücken, womit entwe­
der die Kriegsmüdigkeit oder die Bereitschaft, die Entbehrungen weiter zu 
ertragen, zu verstehen ist. Auch wenn diese Berichte nur selektiv die emotio­
nale Verfassung einzelner reflektieren, zeigen sie sozusagen die verbalen 
(Gewaltausbrüche gegenüber dem System und damit auch den mentalen Nähr­
boden. auf dem sich manifester Widerstand entwickelte. So wird im Junibe­
richt des letzten Kriegsjahres den Behörden vorgeworfen, d aß nicht der Krieg. 
sondern ihre „blinde and planlose I erordtuutgssuchl" den I n t e rgang der 
Bevölkerung herbeiführe. Das Volk werde im Stich gelassen, sein I lunger lasse 
die Behörden kalt, meinte ein Briefsclireiber. I nd noch ein Zitat, das die Badi-
kalilät der Sprache im geschützten privaten Bereich, in dein man sich wähnte, 
verdeutlichen soll: „Wenn trir Brot verlangen, Hehlet man die Maschinenge­
wehre auf uns." Auch der Vergleich des Schicksals der Soldaten im Felde mit 
dem der Zivilisten im I Unterland fällt trotz der unzähligen Gefallenen zu Gun­
sten der Truppe aus: „Der Soldat, der sich im Felde ermorden lassen müsse, sei 
noch ungleich besser daran als die int IUnterland zum Hungertod Verurteil­
ten", zitierte der Zensor aus einem Brief im Juni 1(M8."' 

Daß sich die l nziifriedenlieil mit der Versorgungslage nicht allein in ver­
baler Aggressivität äußerte, läßt sich schon aus dem oben genannten Brief 
schließen, in dem der Einsatz von Maschinengewehren gegen I lungernde 
erwähnt wurde. Im folgenden Kapitel soll vor allem der Verlauf jener Demon­
strationen. I muhen und Streiks beschrieben werden, als deren Auslöser die 
schlechte Versorgungslage anzusehen ist; beim Zusammentreffen mehrerer 
(Gründe wird der Aspekt der Ernährungsprobleniatik in der Darstellung stär­
ker berücksichtigt.1'- In diesem Zusammenhang wird auch der f rage nach­
gegangen. gegen wen sich die Proteste richteten und mit welchen Maßnahmen 
die staatlichen Autoritäten auf die zunehmende (Gewalttätigkeit reagierten. 

Zum erstenmal erstattete die Steiermärkische Statthallerei dem Innenmini­
sterium Bericht über eine Demonstration am 8. Juni 1916, als sich 500 bis 600 
Frauen vorwiegend von Staatsbahnbediensteten vor der Bezirkshaiiptmani)-
schafl Leoben u.a. mit der Forderung nach höheren I .öluieii und der Freigabe 
von Polenla und Bollgerste versammelten."' Die erste Mehldenioiisiialion in 
Graz''4 verzeichnete der Sieherheiisbericht am 2-1. September l ( ) l b . als um 
4 I hr früh sich jene aufgebrachten Frauen zur Burg begaben, die bei den 
Viehlausgabestellen und Verkaufsständen am Kaisrr-Josel'-Platz leer ausge 
gangen waren. Bei diesem Zug winden die „ziemlich aufgeregten Frauen" von 

"' Vgl. dazu: I' e t e r II a n a k. Die \ olksmeinung während des letzten Kriegsjahres in Öster­
reich-! ngarn. in: H i c h a r d (', . I' I a s c h k a . K a r l h e i n z \l ac k (I Ig). Die Auflösung des 
Habsburgerreiches (=Schriftenreihe des Österr. Ost- und Südosteuropa-Instituts, Bd.3.) W ien 
1970, S..HU>-(>(>. Ilnnak konstatiert für den Zeitraum Nov.1917 bis März 1918 in 1.51 1 zensurier­
ten und um ihm ausgewerteten Briefen bei 1i">% soziale l nzufriedenheit (Gegensatz zwischen 
\nueii und Reichen), die in \ erbindung mit Stellungnahmen zu Krieg und Frieden fasl 30% aus­
macht. 

M Zu den Streikbewegungen in der Steiermark auch: P l a s c h k a , H a s e l s t e i n e r , 
S ii |i pa n. Innere Front, wie \nni..'!l. Bd.l, S.66 u. 268f., Bd.2. S.-t0f. 

' WA. Mdl, Präs.22/Stmk.l915-18, Zl.13.144/16 (Kt.2138). 
M StLA, Statth.Präs. E 91-Z1.3150/1916 (Mehldemonstrationen in Graz). 
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„auffallend riefen Kindern im schulpflichtigen \lter". wie es im Bericht heilst. 
begleitet, „welche einen ohrenbetäubenden Lärm machten". Nachdem am 
Vormittag noch ein Kartoffelwagen in der Baubergasse von ca. 300 bis 400 
Menschen geplündert worden war, konnten die Demonstranten zerstreut wer­
den. Weitaus aggressiver verlief jener Aufruhr drei Wochen später, der mit 
Sachbeschädigungen endete und besondere militärische Sicherheitsmaßnah­
men zur Folge hatte."' Vusgangspunkl waren am 11.Oktober die Mehlausga­
bestellen. vor denen sich starke Ansammlungen von f l auen und wiederum von 
Kindern gebildet hatten. Als sie trotz s tundenlangen Wartens kein Mehl 
bekommen hallen, zogen rund 150 Personen unter (Geschrei und Rufen wie 
„IImmer haben wir, Mehl trollen wir, wir haben nichts zu Fressen!" zur Burg'. 
wo sie die sofortige Erfüllung ihres Wunsches nach Mehl und Kartoffeln ver­
langten. Obwohl die (Gattin des Statthalters. (Gräfin Clary. Abhilfe versprach, 
war die Menge, welche auf ca. 200 Personen angewachsen war. nicht zu bewe­
gen. nach Hause zu gehen. Nachdem endlich ein (Großteil der Demonstranten 
von der Burg abgezogen war. schlug der Best zahlreiche Fenster der Burg ein. 
sodaß die Städtische und Freiwillige Feuerwehr mit Spritzenwagen angefordert 
wurden, um den Platz durch den Einsatz von Wasserspritzen zu räumen: doch 
allein das Legen der Schlauchleitungen reichte aus. um die Menge zum Abzug 
zu veranlassen. Unterdessen zog der Demonstrationszug. der inzwischen auf 
mehrere hundert Teilnehmer angewachsen war. durch die S t raßen und zer­
schlug. in verschiedene Gruppen aufgeteilt, bei fast allen Zuckerbäckern und 
Kaffeehäusern der Innenstadt und bei einigen (Geschäften der Vorstädte die 
Auslajienscheiben. Erst mit Hilfe einer Militärpatrouille von 55 Mann gelang 
es der Wache, bis Mitternacht die Demonstration endgültig aufzulösen. Aus­
drücklich wurde im Bericht angemerkt, d aß sich unter den Demonstrations­
teilnehmern auch Militärpersonen befanden. Ebenso wurde von Frauen 
berichtet, welche ein- und zweijährige Kinder am Arm tragend Anstalten 
machten, diese den Polizisten zuzuwerfen. Am folgenden l ag bildeten sich am 
Nachmittag wieder Gruppen bei den Mehlausgabestellen. die durch Neugie­
rige verstärkt wurden. Diesmal konnte der Menge der Weg zur Burg versperrt 
werden. Die Demonstranten zogen durch die Innenstadt, das Gries- und .lako-
ininiviertel. wobei einzelne Plünderungen und Beschädigungen an Scheiben 
und Straßenlaternen von den Wachen und Soldaten nicht verhindert werden 
konnten. Einige Male mußte sich die Wache mit der b lanken Waffe durchset­
zen. Insgesamt verlief diese zweite Demonstration gewalttätiger, d.h. es waren 
größere Schäden und auch Verletzungen der Mannschaften zu verzeichnen. 
Außerdem wurde in den Büroraum des (Grazer Regierungskommissärs I lofra! 
von l nderrain im Bathaus ein Stein geworfen, der dessen Kopf nur knapp ver-
lehlte. last gegen Mittenlacht konnte die Buhe wiederhergestellt werden. 
wobei hervorzuheben ist. daß bereits 500 Soldaten der Bereitschaft im Einsatz 
waren. Als Folge dieser Ausschreitungen wurde am 13. Oktober die „öffentliche 
Ruhe und Ordnung, sowie die Sieherheil der Bevölkerung der Stadt Graz" bis 
18. Oktober unter den Schutz der Militärgewalt gestellt, was soviel bedeutete. 
daß das Stadtgebiet in Bayoneeingeteilt und militärisch besetzt wurde. Für die 
Aufrechterhaltmig der Buhe standen rund -t.-tOO Soldaten zur Verfügung, die 

" WA. Mdl. I'ras.22/Stmk.l915-18, ad Zl.23.235/16, ad Zl.23.448/16 . ad Zl.23.341/16 
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in den Kasernen, aber auch in den militärisch genutzten Zivilbauten, wie der 
Lehrerbildungsanstalt am Hasnerplatz, und auf Plätzen (Burghof. Franzens-
p l a l z / Freiheitsplatz) stationiert waren. Verboten wurden Ansammhingen von 
mehr als fünf Personen. (Gruppen vor Lebensmittelabgabestellen jedoch wur­
den geduldet, sofern die Buhe und Ordnung gewahrt blieben. Kinder bis 15 
Jahren haften ab 1(> l In 30 Ausgehverbot, vor allem aber mußten alle Ge­
schäfte und Kaffeehäuser bereits um 5 l hr nachmittags geschlossen werden."" 

Als Motiv für diese Ausschreitungen wurde die Wut der ^Minderbemittel­
ten"' gegen die ..Beichen" genannt, welche sich eben gegen Lokale gerichtet 
halte, in denen sich die Angehörigen der Oberschicht nachmittags aufzuhalten 
pflegten.67 Da an den „wüsten Szenen, welche sich bedauerlicherweise abge­
spielt haben", so die Formulierung des (Grazer Stadtschulrates, sehr viele 
Schüler teilgenommen halten, verlangte die Statthaftere] ihre Ausforschung 
und Bestrafung. Die Schulbehörde jedoch führte in ihrer Stellungnahme die 
schwierige Situation an den städtischen Schulen und Morien als Ersuche für 
die Teilnahme der Jugendlichen und Kinder au den Demonstrationen an: ver­
kürzter Unterricht wegen Lehrermangels und Einquartierungen und zudem 
die Kürzung der Lebensmittelziiteilimgen an die städtischen Horte seien 
schuld an der Disziplinlosigkeit der Schüler. Daher könnten Sanktionen allein. 
meinte der Stadtschulrat. das Verhallen der Jugendlichen nicht bessern."" 
Überhaupt konnte nur eine bessere Versorgung der Steiermark die Krise ent­
spannen, cht „auch in den übrigen Stadien und Industrieorten Sleiermarks ... 
die Lage", wie der Statthalter während der Ausschreitungen nach W ien tele­
grafierte, „wegen unzureichender Versorgung mit Lebensmitteln äußerst kri­
tisch" sei. Die Mehlziischübe waren nämlich weitgehend ausgeblieben, und von 
den zugesagten 2.001) W aggon Erdäpfel war bis dahin kein einziger eingetrof­
fen.65 

In Knittelfeld gingen Frauen und Kinder zwischen dem 2. und 7. November 
1916 täglich auf die Straße, um für größere Zuckerrationen zu demonstrie­
ren.70 Zu einer Arbeitsniederlegung kam es am 25 . November 1()1(> in Vlürz-
zuschlag und I lönigsberg, da die zugeteilten Mehlvorräte nicht eintrafen; die 
1.200 streikenden Arbeiter nahmen die Arbeit erst 2-1 Stunden später wieder 
auf. als die Waggons mit dem Mehl eingelangt waren. ' Zu einem Brennpunkt 
der Protestaktionen in der ersten Hälfte des Jahres lc)17 (Mitwickelte sich wie­
der der Bereich Knittelfeld. in dem sämtliche Staatsbahnbedienstete im Febru­
ar (21.2.) und im April (23.-26.4.) die Arbeit niederlegten, um für höhere 
Lebeiismittelrationen zu demonstrieren. Die Aktionen der 1.200 bis 1.500 

"" Res.Nr.3639/III/Mob. - Anordnungen rar die Sicherheit von Graz: \ Y \ . \1dl. Präs.22/ 
Sinik.19i.VU!. ad Zl.23.676/16 (Kt.2138). 
StLA, Statth.Korresp. 1917/G: Die \ orfälle führten im W iener Gemeinderal zu Diskussionen über 
mangelnde Sicherheit in Gruz. worauf Clary-Aldriiigen in einem Schreiben an Bürgermeister 
Weißkirchner eine Sachverhaltsdarstellung lieferte, in welcher er die Gräser Ausschreitungen im 
\ ergleich mit Demonstrationen in anderen Kronländern oder in einzelnen Wiener Bezirken als kei­
neswegs bedrohlich einschälzte: damil sohle Vi eilskirehiier offensichtlich auf seinen eigenen Kom­
petenzbereich venu iesen «erden. Es sei auch nicht, hieb Uarv fest, das Standrecht verhängt, son­
dern lediglich „republiziert" werden, (s. \hh. S.120). 

"" StLA, Statth.Präs. E 91-Z1.4173/Res. in: Zl.3150/1916. 
"" Stl.A. Siaiih.Pras. K 91 -/J.3227/6, Zl.4501/2/1916. 
"" AVA. Mdl, Präs.22/Stmk.l915-18, Zl.23.235/16 (Kt.2138). 
70 Wie Anm.69, Zl.2263/17. 
71 Wie Anm.69, Zl.27.467/16. 
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£uirömaci)ung 
©iê 6tci)ert)eif ber 6tabt ©ras fWtf ab beute 

unter miliiänfcben Seftutj. 
©is auf meileres t)aben Dinner unter 

15 Sauren ab I)alb 5 HI)r nachmittags 3U 
äaufe 3U fein» ®ie ©efcQäfle finö um 5 HIjr 
nachmittags, äaustore um 6 Hljr nachmittags 
3U Jperren, ©ie Sperrfümbe für £affeef)äufer 
rotrb auf 5 llf)r nachmittags, bie 6perrfümbe 
für ©aftyäufer auf 9 Uhr abends feftgefety. 
Slnfammlungen oon mel)r als 5 ^erfoneu 
auf der Strafte Jini oerboien. ©agegen roirb 
bas oon ber 6ui)eri)eitsroad)e geleitete Ülnftellen 
bei Sebensmitfelgefcbäften oorläuftg gebulbet, 
infoferne heine gefat)rbrot)enbe <Mn3eid)en in bie 
erfchemiing treten. 

Gebe 2ui5fd)reitung gegen SBUttär (ob 4ü> 
tettungen ober emgelne j <£erfonen) foroie gegen 
prioates Eigentum, roelcties unter bem Scftufje 
der snilttärgeman ffebt, unterlieg! dem 
Sfanörecftfe. 

eiaölrol ©ras, am 13. OMober 1916. 

Ser mii ber einttroeiligen •Beforgung ber 
' <Sememöegefcf>äi!e ber SlaM ©ra,; beiraufe 

ti. h. ßoirat: 

. _ - Uttöerrattt* 

K. II. K. Requirierungskom-
mission Stainz, Privatbesitz. 

\aett den Demonstrationen 
and Ausschreitungen am 
II. und 12.Oktober 1916 
wurde Graz dem militäri­
schen Schutz unterstellt; 
I bergriffe gegen das 
Militär und seine Einrich­
tungen wurden nach dem 
Standrecht geahndet 
(AVA, Mdl, Präs.22/Stmk. 
1915-18, ad ZL23.676/16) 
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Betreffenb bie vorläufige Siegelung bes IBepges uou Speifemebl in (ßraj. 
81» i m fHegeluna. M STIeblbeicgeä auf Orjnb oon fturtbrnluten roerben [otgenbc uiitlmnuino/n rrfalfen • 
L Siebt lj! nur in ben ran e t ab tn l e ticftlmnten V Geidjäjleu erl;äüliefj 
Die Verteilung 1.« Seroorract Jon Ulraj, voetaje a'Jtiii | u n Seiuge oon Wetil i:t ö r a i bereAligl itnb, Qi:f i-ie'e fflrf-M'ft n f a W 

.ttut) Ott Sjjitngeietnteilung fut ben SJtoibrjug; e§ roeröen jugeroiefen: 

Sit fertrlrn 
»CT eri t .Su*. 
|>»rf <•< Sr, 

1 . . 
2 . . 
3 . . 
4 . . 

- 5 . . 
6 . . 
7 . . 
8 . . 
9 . . 

10 . . 
11 . . 
12 . . 
13 . . 
14 . . 
15 . . 
16 . . 
17 . . 
18 . . 
19 . . 
20 . . 
21 . . 
22 . . 
23 . . 
24 . . 
25 . . 
26 . . 
27 . . 
28 . . 
29 . . 
30 

fct Wl-SfrtQtifsBeile: 

3 l ) . 
82 f 
32 . 
33 . 
34 . 
35 . 
36 . 
37 . 
38 . 
39 . 
40 . 

Sieuforgajje 21 
Gcbmit&ga|fe 21 
Sporgaffe 24 
•SianjiÄfcnerpIaS 13 
^ranjt^tanergoffe 7 
'ffriirtjilifanera.afte 6 
"JKebJbtaf) 1 
Sd;mie£>guffe 11 
&loffcmH«äaaft> 2 
3aFoniiiiigaffe 35 
Safomimgaift: 87 
SiJourieUftro&t 28 
^3ergmanngaffe 6 
<Ba>[)ofgurttl 21 
SJicrridjftcmpfaft, 2 

3MHs*f« 107 

SKimjgrabenffvajje 57 
^roamamigalpi 118 
ffepterftrafic 59 
Srf)t3ge(gafye 1 
£er.bpfu(> 8 
©rabenftrofjc 17 
'JOicteuburqgafJe 40 
9tttcnir!gafie 9 
2tnntnjtraf;e 56 
Ceoribarbflrake 89 
SDMiijgiabenftrnüe 112 
i}an$'0acf)rl.©ci|fe 6 
©rKSgafie 44 
Edpönaugap 68 
©rieepttrti 32 
^eferägn^e 33 
KäröfiftrotJe 24 
©tieäpiatj 2 
©rajicicfigaiTe 32 
Gdjutgaifc 24 
•DolfSgartenffraEje 12 
9t*aglergaf[e 6 t 
'BrodmCüiigfiffc 65 
W«n»«Kjrrnjj« 21 

Sie *arltir« 
ber Srut-tta*-
S-i&eflelleSr.; 

4t . . 
42 . . 
43 . . 
44 . . 
45 . . 
46 . . 
47 . . 
48 . . 
49 . . 

Her Kcf)I--8trtaH|JMe: 
©raf Sl)erefe. 
S>ono6auer. 
dornig. 
Stimmet. 
Scfboue*. 
3enj . 
Silber. 
OTaier. 
e ^ e n t . 
©ameritl). 
©Macf. 
StolTinatm. 
Hiubtr. 
EeKncr. 
ftoHcr. 

3iet)au». 

©»83. 
©ruf S ran j . 
toc^teiber, 
S e i l e t . 
£aim«r. 
93»tfm. 
Imlfal. 
ftc6I6<»i|« 9J«^fte- 64 
.«riäpet. 65 
3«nfo. 66 
OTtiacr. 671 
2Bo:f. . 68/ 
39ttcf. f0 

Sdjimr. 73 
Sdiii)lfjfriiiüb,IC"9!irtu. 74 

50 , 
51 . 
52 . 
53 , 
54 , 
55 , 
56 . 
57 , 
58 , 
59 . 
60^ 
62 . 
71J 
61 . 
631 
72/' 

•Srodnmmigflffe 15 
eeonbnrbffrii§e 101 
Äoifer-3<Jftf-'^M 7 
Otiinoifttape 42 
9Jib«tuiigeiigoff« 48 
G^öitaugfute! 23 
3'mi,mtmrfgaftt 26 
l̂rmenffrafje 1 

©ratxnffraBe 16 
©ro6en|(ia|e 40 
Cconbarbftra§e 2 
ÄartouergilHet 25 
ÄerrgoHämirtgaffc 57 
«tifabe<b(rra§« 37 
S'JagtergaJI'c 73 
ffrdnjiifanerptafj 10 
Scicf(err<roge 5 
•Satjciifxrgcrftra^' 39 
•Jlnnenftrope 13 

OTaricugaffe 32 

üan«.Sad)ä-©Q(Te 3 
Äaifer-Soref-^ta^ 2 

^Srpcfriianngüjfc 22 
Sniferfelbgafle 22 
"•pranrergctfje 1 

Slcufctk. 
^ r e n § . 
Vlagtt. 

Sofcr. 
ö5f*anca. 
•Biiljtmufl), 

a. S ie sVIa;!i.n[Ki[ii:ii$ an bie $ccfau[$fl*Ceit erfolgt 
fr^elnen beteillen 2lnrt.rUcn. bie ^3erllfan»n,irii unb bie ö 

Cfiitplaf), 6tanb 76 
jtatuoriengürfel 45 
©ritriptafj 35 
Äeittnd)ffrajje 41 
9Jeu6oIbaugaffe 49 

75 . . ffirabenffrafje 9 
76 . . KIcfferroieiSgafle 46 
77 . . ©riejtai 44 
78. . . IßienerffrCrJe 9 
79 . . 'Sabeii&CTgcrfrrajjc 106 
80 . . fiau!>!|>l<i& 6 
81 . . 'älmKnfft-njje 69 

ie bildet burrr) bo? ftobt. 9Ipprooir'onirnlng*2mfJ 
oft. unb rsctjanlgiroerbeoetriebe mit STEcbt oerforgt. 

•JVatjcr. 
S a a t . 
Zutat. 

©erporfer. 
<*VIjt. 

yo l» . 
ffranj. 

»51)1. 
Äü^tancr. 
•Baljt. 
Elniermomu 
£cict?r. 
©alter. 
3»ct<>er!ifff%. 
St^aijt. 

Sliebcvlaflc ttt 
9Kaciciini""te. 
Söavntjuiijtii 9Hf*4-
«de r t . 

ZAylai. 
9lo«cr. 
Ectonia. 

etab«l)«Ier. 
SBetner. 
Sedit. 
T»aj. 
OTcfi«er. 
Gjjillcr. 
©rSbcl&auer. 
a t tmauer. 
£eifner. 
•purrnf^of«. 
Äroatft. 
j^ontetf. 
bas audj bie mit Srjug** 

i bei jebem ajlefjlbcjugc bat (rote) (5rtennung3b[aft für be:i Srolbeiug unö f a m t l K b e 5Zeb.r:arteit oot« 
ijabtn Don jebee iDlffjLfarte bie bem Koofantetle bet MTabioIgbacen aUeblurenge entfpreefjenbe 5£ntaql «sei 
gehörig aufjnbeionfjren unb am 9Jt a n l a g narb, Stblauf ber oierjeljntagigrn (SüUigreixobantT bet SKet̂ t» 

I a 3 Sufteilen oon SHefil an ftunben ift auinaf)niSfoä unterfngt. 
8. 3)ie !SeiüOf;i:ec tjaben bei jebem ajlefjlbcjuqc bß«/rote) (SrtennungSbfalt für ^beu 9Jrotbejiig_unb f a i u t l t t b e SJetjITarten oc«« 

luroelfen, S ie 93ertauf3fte3en t)aben oon jebee JT* ' 
Slbfdjnilten a&inlvennen, biefe gefjprig aufjlibenj . 
Zarten an bie iiödtftgelrgene Sic^erfjeitgioacfjftube abjugeben. 

i. * i e ^Jeriaufafteilen fiub fac bie 3!bgnoe uou i te^t an atten ffioerjentagen oon 8 Utjc oormitlQg^ 6i3 ^ Ufjt narrumuagi cfj«« 
ju Ijallru; um 6 tlljr na^millagä ift bet SHei|loerfaut ju Wiefieii. . . . . r . . 

3J1 bie jugeroiefene Hlef)lmenge an einem befllmmleu Jage oerrauft, [o l|» bie* oon ben BettaufäffeHen butit) eimtn Itia>t |id)l> 
baten Jlnfnjlaa am ©efebafte betanntjugeben. _ 

5. $f« SSertaulÄftelten tjaben bie jeiueilä oorqaubeneii 3Jle5Iuiengen an bie Sunben fo JU oeileilen, b a | [ämtfidVe Runben enlfprea>JB» 
Hieet S^eiltartengebSlit gleirrjinJDig beftleblgt roetbeu. S e t Slobttat befjölt fidi bie fallroeife (Srteitung r-dj r-r «Stifungen'oor. 

II. © t r a f b e p t m i n u i l g e u . übetlretungen bietet ttnorbnungen roerben. tofetne bie Jwnbtung uldjt unter eine frrenaete 6rt«fi 
btflimmiing [äilt, mi> § 35 bet taiferl. SJerarbnung oom II. 3uni Wie , St..«»..»;. 31t. 17r-, uom einbrratt mit einet Otl&fitnfe bil j a 
2000 ftronen über mit Streit bt* ^u btel 3Jron.ilen, bei erfrfjioerenben Uraftänben übet mit einet Oelb|ltafe fciij ju 5000 Htonen obet rnjt 
2rtefl bia )u tedjs Sllonalen befttafL Bei einet Sktuttclluiia tann nactj § 3C, bet ongtjütitUn [atfetC. SJetorbnung ana) au] ben BeiüiS 
einet Seroerbefeeredjtigung ettormt roetben. _ , . i. 

7. » I r t f n m l e t t ä b e g l n n . « fe getroffenen S(notbnunctn treten mit S R o n t a g b e n 1 6 . 0 t t o r > « t 191« In Hioft 

ITftS 

S)a mit bet einflrorlllgen Se[otjruia b«t 9emeinbegefc6i[tr b a 6tnbt Oroj beltmtt t l. f ojiat: 

Der I erkauf rau Meld wurde nach den „Mehldemonstrationen" im Oktober 1916 neu geregell: wie 
der Brotbezug war er an Karlen und bestimmte Geschäfte gebunden. Die vorhandene Meldmenge 
sollte „gleichmäßig" an alle Kunden verteilt werden. Die Abbildung zeigt die in den Grazer Zei­
tungen veröffentlichte Kundmachung, mit der die MehlabgabesteUen und die ibgabemodalitäten 
für die Grazer Bevölkerung rerlautbarl wurden. 
(Kleine Zeitung r. 17.Oktober 1916, S.5) 
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Demonstranten reichten dabei von der Einstellung des Fahrbetriebes bis zu 
Nötigungen und tätlichen Angriffen auf Vorgesetzte. Der l ntersuchungsbe-
richl des Eisenbahiomiiüsteriums stellte dazu fest: „Die eindringlichen Auffor­
derungen der Dienstvorstände, die Arbeil wieder aufzunehmen und die feste 

'Ansage, daß die du reit [bordnungen vorgebrachten Forderungen weitergelei­
tet und zuständigen Ortes befürwortet vorgebracht werden sollten, fruchteten 
nichts. ... Hiebet kam es schon vormittags zu erregten \itflrillen. wobei der 
I arslandslellrerlreter der II erkslälleitleilitiig und der Leiter der dortigen Per­
sonalküche ron rückwärts angespieen wurden. Nach Eintreffen des Kommis­
sionszuges (= ein Zug. der /.\\r Befall riing der Strecke für das Eiscnhahn-
ministerium eingerichtet wurde. d.Verf.) in knittelfeld empfing der 
Staatsbahndirektor die Abordnungen der I ertrauensmänner des Bersonales 
sämtlicher fünf Dienstzweige in Knittelfeld. Nach der lussprache mit den 
Arbeitern trollte der Staatsbahndirektor mit dem Kommissionszuge die Fahrt 
gegen Villach fortsetzen. Allein die neuerlich auf dein Gleise vor und hinter dem 
Zuge aufgestellte Menge verhinderte dieses Vorhaben. Vornehmheit halbwüch­
sige Burschen, Weiber und Kinder, die trotz der Doppelposten unbegreiflicher­
weise in den Bahnhofsbereich hallen gelangen können, erhoben neuerlich ein 
Geschrei und Gejohle, die Burschen erkletterten die Brust der Lokomotive und 
erklärten, nicht zu weichen und sich eher zermalmen zu lassen, bevor die For­
derungen nicht erfüllt seien. List dem Eingreifen einiger besonnener Elemente 
(Lisenbaluier in l niform) gelang es, die Fahrstraße freizumachen und dem 
Zage nach 1 '/> ständiger Verspätung die Weiterfahrt zu ermöglichen . . . " . -

Die Versorgungsprobleme führten auch am 20.. 2 1 . und 28.März 1()17 zu 
Arbeitsniederlegungen in Mürzzuschlag, Neuberg. Wartberg und Hönigsberg, 
die bis zu 36 Stunden dauerten. Die Arbeiter nahmen die Arbeit wieder auf. als 
ihnen einerseits sofort Lebensmittel zugeteilt wurden, anderseits die Zusage 
gemacht wurde, in I linkuuft bei der Verteilung besser berücksichtigt zu wer­
den: ebenso war mit der Arbeitsaufnahme eine Lohnerhöhung , m d die Instal­
lierung eines Verpflegsausschusses zur Regelung der Verpllegsangelegenhciten 
verbunden. 

Line Häufung der Ubensnnttelunruhen in Graz i-i im Juni 1917 festzu­
stellen, als am 15. und 2.'5. Juni Frauen im Bezirk Geidorf bzw. vor der Burg 
wegen der unzureichenden Versorgung demonstrierten. Die Vorwürfe der 
Demonstrantinnen richteten sich gegen die verantworthehen Stellen, aber auch 
gegen die ungleiche Versorgung einzelner Bevölkerungsgruppen, wobei sich 
die Demonstrant >u der brauen im 3. Bezirk, der traditionellen Wohngegend der 
holieren Beamten, Offiziere und Freiberufler, gegen die bevorzugte Beteihing 
der Konsumvereine wandte; umgekehrt war der Protest von Frauen vor der 
Büro- gegen die Bevorzugung ,1er Offiziersfrauen bei der Lebensmittelvergabe 
gerichtet. Neben den Frauen gingen in der Landeshauptstadt auch Arbeiter 
wegen der l nterversorgung auf die Straße: am 12. Juni waren es ca. 600 Süd-
bahnarbeiter und am 22. Juni bereits an die 4.000 Arbeiter der Waggonfabrik 
•"<d der Maschinenfabrik Andri.z. welche für Löhne und Lebensmittel demon­
strierten. Alle Ausstände verliefen, wie die Berichte vermerkten, ohne Ruhe-

Wie Anm. 69, Zl.12.213/17. 
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Störung.73 Vi eiin auch keine weiteren Protestaktionen größeren ümfangs mehr 
im Jahr 1()17 staltfanden, war dies keineswegs auf eine Entspannung der 
Ernährungslage zurückzuführen; im Gegenteil: der Statthalter schätzte im 
Oktober die Situation als „bedrohlich" ein, sodaß ..täglich der lusbruch ron 
Unruhen" zu befürchten war.74 

Die Dimensionen der Unruhen änderten sich im Jänner 1018. als die 
angekündigte Kürzung der Mehl- und Brotrationen eine Streikwelle auslöste. 
welche die gesamte Monarchie erfaßte: dazu verstärkten die Friedenserwar­
tung, der Zwang des Kriegsleistungsgesetzes und radikal-sozialistische Forde­
rungen die Agitationen und führten zu .Arbeitsniederlegungen und Demon­
strationen, die am 14. Jänner von Wiener Neustadt ausgingen und ab 17. 
Jänner auf \\ eiz. Kaisdorf. Graz, den Erzberg und das Mm- und Mürztal über-

orillen. wobei über 40.000 Arbeiter in den Ausstand traten.75 Die Si reiks w tir-
p 

den von den steirischen Behörden als Friedenskundgebungen der .sozialdemo­
kratischen Arbeiterschaft eingestuft, die ihren Abschluß am 20. Jänner am 
Franzensplatz (heute Freiheitsplatz) mit rund 30.000 Teilnehmern fanden. 
Gefährlich für die Sicherheit hingegen verlief am (>. März die Demonstration 
von ungefähr 3 .000 Arbeitern, welche sich gegen ~! I br \bend vor der Burg. 
mit Schrapnellzündern, Eisenteilen und Ziegelsteinen bewaffnet, einfanden, 
um ihrem Protest Nachdruck zu verleihen: „Wirwollen nicht verhungern! Wir 
trollen genießbares Brot! Mehr Mehl, auch weißes, da solches vorhanden ist.'", 
lautete die Forderung der Menge. Das Edelmehl müßte vorhanden sein, mein­
ten die Demonstranten, da die Juden 100 Waggon davon für ihre Mazzes 
bekommen halten. Trotz des Polizei- und Militäreinsatzes kam es zu Aus­
schreitungen und Plünderungen in der Innenstadt und der Annenstraße, an 
denen sich viele brauen und Kinder beteiligten. Bürgermeister l izia versuchte, 
die Verhängung des Standrechts von der Stadt abzuwenden, und forderte die 
Bevölkerung trotz der katastrophalen Brotversorgung zu Buhe und Besonnen-
heil auf. I in in Hinkunft derartige Ausschreitungen zu verhindern, war \oni 
Militärkommando die Absperrung der Zugänge und Brücken vorgesehen, soll­
ten sich größere Menschengruppen in Richtung Zentrum begeben."" 

Eine Streikbewegung erfaßte einige Industriezentren in der Steiermark am 
7. Mai. als Arbeiter der Waggonfabrik in Graz versuchten, die Belegschaften 
anderer Betriebe zur Arbeitsniederlegung zu bewegen, um ihren Forderungen 
nach dem Acht-Stiiiiden-Tag. Frieden. Lohnerhöhung und besserer Lebens­
mittelversorgung Nachdruck zu verleihen. Auch die \ ertagung des Reichsrates 
hatte zur Empörung unter der Arbeiterschaft beigetragen. Durch Verhandhm-

"' Bei dem Streik, der am 24. Juni in Betrieben stattfand, die dem KriepIeUtungsgesetz unter­
stellt waren, standen I .ohriforderungen im Mittelpunkt; ebenso am IT7. Juli, als ca.1.000 Arbeite-
ri -n des Artilleriezeugsdepots zur Besehwerdekommission in der Sackstraße zogen. Insgesamt 
weist die Streikstatistik auf Grund der Meldungen der politischen Behörden für das Jahr 1917 nur 
drei Irbeitsausstände in der Steiermark ( von 35 in ganz Osterreich) inii einer Cesamtbeteiligung 
von 6.815 Arbeitern auf: Statist. Handbuch für die Republik Österreich, l.Jg., \\ ien 1920, S.60. 

"H StLA, Statth.Korresp.l917/G (Fettversorgung). Die „Beruhigung" der Situati lürfte von 
der Gründung des Kriegsverbandes im Juni 1917, von den Aussichten auf Lohnverhandhingen im 
I lerbst d.J. und von der Gründung eines Ausschusses zur Regelung der Lebensmittelversorgung 
dersteir. Vrbeiter (s.S.128f.) ausgegangen sein. 

75 Dazu: P l a s c h k a , H a s e l s t e i n e r , S u p p a n Innere Front, wie Iura. 31, Bd.l. 
s.i.irr. 

"" StLA, Statth.Pras. E-91-Z1.596/45. Z1.775//3/1918, in: Zl.3150/1916; dazu auch: 
P l a s c h k a , H a s e l s t e i n e r , S u p p a n , Innere Front, wie \nm. 31. Bd.l, S.269. 
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gen zwischen Verl feiern der Sozialdemokratischen Partei, dem Statt hal terund 
dein Militärkommando, vor allem aber durch die Drohung, die bereitstehen­
den militärischen Kräfte einzusetzen, konnte die Streikbewegung, welche an 
ihrem Höhepunkt an die 1-1.000 Arbeiter in den Bezirken Graz. Graz-Um­
gebung, Voitsberg und Mürzzuschlag erfaßt hatte, bis zum 13. Mai beendet 
werden: den Arbeitswilligen wurde der militärische Schutz zugesichert, den 
„Rädelsführern" hingegen der Tatbestand der Meuterei, d.h. Sanktionen nach 
dem Militärstrafrcoht. angedroht." 

Zugleich mit dem Ende dieses Streiks legten in Judenburg. Eohnsdorf. Zelt­
weg, Leoben und Donawitz die Arbeiter aus Solidarität mit den Meuterern des 
Ersatzbataillons IR 27 die Arbeil nieder, deren Ausstand am Vortag (12. Mai) 
in Plünderungen und Feuergefechten mit den Assistenzeinheiten gemündet 
war: diese Ausschreitungen wurden durch staiidgerichtliche Schnellverfahren 
geahndet."11 Da am 13. und 14. Mai auch Demonstranten aus den Arbeiter­
kreisen verhaftet worden waren, mußte die Behörde iini Arbeitsniederlegungen 
rechnen. Wenn auch der unmittelbare Anlaß für die Arbeiterunruhen in der 
Solidarisierung mit den sich auflehnenden Soldaten zu sehen ist, lag der 
eigentliche Grund jedoch in den unzumutbaren langen Arbeitszeiten und vor 
allem im Brottnangel: so wurde noch am 3 . August die Aussetzung des Stand­
rechts im Bezirk Judenburg erst mit dein Ende der Ernährungskrise, das nicht 
abzusehen war. von der Statthalterei in Aussicht gestellt. Bis zu diesem Tag 
betrug die Bilanz des Ausnahmegerichts in Leoben 3 % Verurteilungen wegen 
Diebstahls bzw. -teilnähme/' ' Auch in der Obersteiermark waren wie in Graz 
im Zuge der Maidemonstrationen die Scheiben von (iast- und Kaffeehäusern 
zertrümmert worden. 

Im Juni führte die l iizufriedenlieil der Balmarbeiler mii der Flcischversor-
gung in Knittelfeld zum Streik und zu einer Demonstration, an der auch die 
Frauen der Bahnarbeiter teilnahmen.80 Für Graz vermerkt der Sieherhciis-
bericht noch zwei Arbeiterunruhen im August, wobei für den Streik in der 
Waggonfabrik am 14. August als Grund die Erhöhung der Brot- und Mehl­
preise angegeben wurde."1 

Eine Analyse der Lebensnüttelimrulieii im Hinblick auf die Teilnehmer 
zeigt, daß in vielen Fällen die Initiative von den Frauen ausgegangen ist. was 
vermutlich darauf zurückzuführen ist. daß sie als Verantwortliche Cur die 
LebensmittelbeschalTiing durch das Anstellen vor den Abgabestellen mit der 
Mangelwirtschaft unmittelbar konfrontiert waren und in der Folge ihren durch 
die Dynamik des Gruppenprozesses verstärkten Unmut spontan zum Aus­
druck brachten. Ein weiterer Grund für die aktive Rolle der Frauen wie auch 
<\er Jugendlichen bei den Demonstrationen ist sicherlich in der Tatsache zu 
seilen, daß diese beiden Personeiigruppen im Gegensalz zu deu Männern frei 
von arbeitsrechtJichen Bindungen agieren konnten und keine strafrechtlichen 
Konsequenzen zu fürchten hatten. Für Arbeiter nämlich, die als „Kriegs-

7? StLA. Statth.Präs. E-91-ZL979/58/1918, in: Zl.3150/1916 
1 Zu der Meuterei in Judenburg und den Streiks: P l a s chka H a s e l s t e i n e r Sup­

pan, Innere Front, wie \iuii. 31. Bd.l, S .'i2-r-.'!-tl 
' AVA. Mdl. Präs.22/Sii,,k.l915-ia. 7\.\8.18-t/l"18 (Kl 'M'lol 80 Wie inm.78, Bd.2,S.41. ioiM.-i.soj. 

8' Tätigkeitsbericht des Stadtrates Graz als Sicherheitsbehörde für das Jahr 1918, Graz n.J.. 
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dienst leistet" im Bergbau, in den eisenproduzierenden und metallverarbeiten­
den Betrieben und bei den Eisenbahnen, also in der Mehrzahl der steirisehen 
Großbetriebe, im Falle der Dienstvcrletzung der Miliiärstrafgerichtsbarkeit 
unterstanden, konnte die Arbeitsniederlegung in letzter Konsequenz ein 
rnilitärgerichtliebes Verfahren bedeuten.1- Tendenziell ist bei den Protestak­
tionen eine Zunahme der Gewalttätigkeit festzustellen, die sowohl in der 
\ggressi\ ität als auch der Bereitschaft der Demonstranten zum Ausdruck kam, 
in zunehmendem Maße auch Waffen bzw. Gegenstände gegen Sachwerte oder 
Sicherheitskräfte einzusetzen. Als Reaktion darauf und auf die monarchiewei­
ten Demonstrationen im Jänner wurde im März UM8 beispielsweise für Graz 
die Bereitstellung von Militärassislenzen reglementiert: diese hatten zwar nicht 
direkt in die Amtshandlungen einzugreifen, sondern die Sicherheitsorgane „zu 
beschützen, um ihren Verfügungen den nötigen Nachdruck zu geben". Zugleich 
sollte das unverzügliche Eingreifen der Sicherheitsmannschaften durch rasche 
Kommunikalion via Fernsprecher durch die neue Instruktion sichergestellt 
werden.83 Schließlich ist im August 1918 die Ausrüstung der Posten- und Strei­
fendienste mit Dienstrevolvern auch bei Tag ebenfalls auf die Spirale der 
Gewall zurückzuführen, eine Maßnahme, die „mit Rücksicht auf die zuneh­
mende ( nstcherheit"begründet wurde.84 

Die Angriffe der Demonstranten richteten sich gegen die staatlichen Behör­
den und deren Repräsentanten, die Kriegszentralen, andere Berufsgruppen. 
gegen religiöse (Juden) und ethnische Gruppen (Flüchtlinge), welche, wie man 
vermutete, besser versorgt waren oder aber der bodenständigen Bevölkerung 
die Nahrungsmittel entzogen, gegen die „Reichen", welche sich noch immer 
bestimmte Gcniißniiltcl verschaffen konnten, und selbst innerhalb der Retrie­
be beschwerte man sich wegen der ungleichen Beteilung mit Lebensmitteln. 
Konnten nicht Personen für die Mängel verantwortlich gemacht werden, such­
te man die Schuld bei regional bedingter Benachteiligung: Stadt gegen Land, 
Bezirk gegen Bezirk und Kronland gegen Kronland hieß der l bei lebeiiskampf. 
Mau mißtraute und beneidete einander. Nur in einem Bereich entwickelte sich 
auf Grund der Gemeinsamkeil der existenziellen Not eine Solidarität, die von 
den Behörden mit Mißtrauen beobachtet wurde. Soldaten zeigten nämlich 
immer offener Sympathien für den \\ iderstand der hungernden Bevölkerung. 
womit jenes Machtinstrument, das der Staat für die Aulrechlerhaltiing seiner 
Autorität immer notwendiger brauchte und immer häufiger einsetzte, unzu­
verlässiger zu werden drohte. Damit stand die „Heimatfront" durch die uii-
überwindbaren sozialen Gegensätze, die die Gesellschaft spalteten, vor dem 
Zusammenbruch. 

"ä Zur Militarisierung in Industrie und Verkehr: P l a s c h k a , H a s e l s t e i n e r , 
Su |i |i,i it. Innere Front, wie Sinn. 31, Bd.l, S. 183-221. Sehr treffend verwenden die Tutoren den 
Oberbegriff „Aktivierung inilitärischer Machtpositionen" für alle Maßnahmen, die vom Staat in 
der Absiebt gesetzt wurden, seine niililäriselie Präsenz in den Beirieben, tiuf dem Land oder auf 
der „Straße" je nach Situation zu demonstrieren oder aueli nur anzudeuten: vgl. dazu die Itistruk-
lionen zu den Militärassistenzen im Gemeindegebiet von Graz. 

'•'•' Wie \nni. 81,S.16f. 
" Wie Vnni.8LS.rr. 
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Sozialdemokratie und staatliche Behörden 

Die unzureichende Versorgung der steirischen Arbeiterschaft mit 
Lebensmitteln führte zu einem permanenten Spannungszustand, der sich. 
angereichert durch Forderungen nach sozialradikalen Veränderungen wie 
auch nach Friedensschluß, jederzeit zumindest in einer totalen Arbeits­
verweigerung entladen konnte. Daß diese Protestform zu einem massiven 
Einsatz der staatlichen Gewall und zu einem Bürgerkrieg führen konnte, war 
den Verantwortlichen auf beiden Seiten bewußt. Daher suchten die Behörden 
und die Führung der Arbeiterpartei nach Wegen, dieser Konfrontation die 
Schärfe zu nehmen und die drohende Kollision zu vermeiden. Diese als 
..Burgfrieden" und ..kooperative Gewerkschaftspohtik" bezeichnete Strategie 
der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften in den Kriegsjahren hatte zwar 
ursprünglich die Zielsetzung verfolgt, die ., s taatstragende Rolle der 
Sozialdemokratie" unter Beweis zu stellen, wurde aber mit Zunahme der 
Frnähruiigspiobleme zu einer konsequenten, jedoch dem Slaate gegenüber 
loyalen Interessensvertretung der Arbeiter.""1 Karl Renner z. B. verteidigte 
vehement diese Kooperation im Rahmen der staatlichen Gremien, da, wie er im 
Oktober 1917 auf der Ersten Reichskonferenz der Arbeiter-Vi irtschaflsräte 
und Preisprüfer in \\ ien formulierte, „jeder Linzeine, sobald Hut eine 
besondere Schwierigkeit oder die ärgste Not trifft, zuallererst zum 
I crlranensmunu geht und ron ihm eine I orspruche bei den Behörden fordert. 
Der Vertrauensmann kann sich dem nicht entziehen. Er kann dem 
Notleidenden nicht sagen, trage deine Not ruhig weiter, je schlechter es dir 
geht, desto besser vielleicht kommt ein Zusammenbruch und damit eine dunkel 
vorausgeahnte Abhilfe auf einmal und im großen "."" Aber auch die staatlichen 
Behörden waren ihrerseits au einer dauerhaften Form der Kooperation 
interessiert; daher wurden Partei- oder Gewerkschaftsaktivitäten geduldet, 
um Provokationen möglichst zu vermeiden. Daß beide Seilen sich bei ihrer 
Strategie von utilitaristischen l Beilegungen und nicht von gegenseitiger 
Wertschätzung leiten ließen, liegt auf der Hand. Das „Sti l lhalteabkommen" 
trug jedenfalls dazu bei. unkontrollierte Gewaltausbrüche größeren Ausmaßes 
und die militärischen Gegenschläge in der Steiermark zu verhindern. 

Im Folgenden soll diese Kooperation zwischen Sozialdemokratie und den 
Behörden auf steirischer Landesebene am Beispiel der Gußstahlfabrik 
Kapfenberg der Gebr. Bühler. einem Rüstungsgroßbetrieb, weiters anhand 

I..-...-I. 1 1 4 IV "k ' - ', ,'' I W l l ' ' ' 1 ' ' ' i ' ' l " - l " ' Sozialdemokratie und der Kriegsaus-
" S S n - s!" f™ T ' ' ." '"r1",'" Ki i"'- " , : d e r s . , Vom Kampf iiin Bürgerrechte zum 

BU^IIIMI ,: : Studien zur Geschichte der österreichischen Sozialdemokratie 1888-1914, W ien 
»ir.srl'„Y. II f r g a ' '','' 'i V ' ' ' A d " '' r K ! r a t i v e Gewerkselial'lspoliiik i, r krie-,-
wrrte hart. De freien Gewerkschaften Österreichs im Ersten W eltkrieg (=\ rolle, Zungen der 
Kommission für neuere Geschichte Österreichs 82), W ien-Köm-Weimar 1992 
Ann, 8-,"'s T s f k! '"li" '''• K o °P« a t i j e Gewerkschaftspolitik in der Kriegswirtschaft, wie 
I ns, . „ j ; ; | ' i';""1''' W a r '""' ' ' [^toriumsmitgÜed des W s f u r \ olksernährung. 
be en\ ! t Tt^L™"?^ '"' " * M i , r / l < , r * % » Beschwerdekommiss fn 

„ i n \H.euer,l,re Begehren bezüglich I. , mi,l bbeiüverhältrusse vorbrin-
lun, , N,. , ; ; T T . ' ' " V/'V" KTmrrn' n 0Ch e i n Z e l n e Ministerien (Landesverteidi-
I s e . . , ' ' s'"•"• ' , u"* "'' • l l , M i / ) "" ' l , l i ( ' Ze i tgeber vertreten; „gl.dazu: P i a s , I, k . . 
, , , S • " , r ' S " | , | , i l n '""«-•• Ir.,,,.. «i,- Anm.5l .Bd. I, S.189 i i d G r a n d n e r , wie 
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eines bei der k.k.Polizeidirektion Graz eingegangenen Konfidentenberichtes 
zur Arbeiterbewegung und zuleizt an der Tätigkeil des „Lebensmittelaus­
schusses" der sieirischen sozialdemokratischen Funktionäre dargestellt werden. 
Grundsätzlich schätzten die Landesbehörden den politischen Einfluß der 
Sozialdemokratischen Partei (=SDP) sehr hoch ein: „Die Partei hat infolge 
ihrer musterhaften Organisation großen Einfluß auf das öffentliche Leben". 
stellte die Statthalterei gegenüber den Sicherheiisbehönlen dazu fest."" Daß die 
Milgliederzablen durch die kriegsreclillich bedingten drückenden Arbeitsver­
hältnisse und die Werbetätigkeit außerordentlich anstiegen, war der Slall-
halterei auch bekannt. „Es ist gar kein Zweifel, daß die sozialdemokratische 
Partei im letzten Jahr mit Hochdruck gearbeitet und einen Teil der [rbeiter 
neu geivonnen hat", berichtete der Brucker Bezirkshauptmann über die 
Gußstahlfabrik der Gebr.Böhler."' Line genauere Zahl gab die Firmenleitung 
im August 1()17 selbst an, daß nämlich „innerhalb eines halben Jahres" der 
Partei „treil mehr als 1000" beigetreten seien.89 Dieses Anwachsen der Mit-
giiederzahlen. das mit einer Steigerung des Selbstbewußtseins der Arbeiter­
klasse einherging, wurde von den Behörden mit Mißtrauen verfolgt. Ein 
Konfidentenberichl bringt diese Einschätzung zum Ausdruck: „Die dreijährige 
Kriegsdauer hat dem Arbeiter deutlich gezeigt, daß alles nur ron Htm abhängt 
und daß nur durch seine II eiibeschaffung der krieg mit seinem heutigen 
Umfange möglich (ist) und nach demselben die Verzinsung und Fügung der 
riesigen Schuldmenge ... nur auf ihm beruht. Ebenso weiß er heute genau, daß 
als kämpfet- mit der Waffe zum allergrößten feile eres ist, welcher die größten 
Opfer zu bringen /tat." Mit dieser Stärkung des kollektiven Selbstbewußtseins 
sei auch das individuelle eben infolge der fortschreitenden Demokratisierung 
gewachsen: „Er will gleichberechtigt sein auch am Trottoir und nicht mit 
..schon wieder so ein Arbeiter" über die [chsel angesehen werden. Es ist mit 
einem Wort ein großes Her/- und Selbstbewußtsein in der Arbeiterschaft im 
Frivac/ieu.""" Insgesamt wurde die Arbeiterschaft als ein nur schwer 
kalkulierbarer politischer Faktor angesehen, deren Interessen sich mit denen 
der „staatstragenden" Kralle, d. h. jenen Kräften, die entschlossen auf einen 
..Siegfrieden" hinarbeiteten, nicht unbedingt deckten. Statthalter Glarv-
Aldriiigen kommentierte im Februar 1()17 die Friedensagitationen so. daß die 
Arbeiter deswegen eine Fricdcnsselmsuclit hätten, „da sie nichts zu verlieren 
haben", während die „besitzenden kreise" nur durch einen ..Siegfrieden" 
Vorteile zu erwarten hätten."1 

In der Einschätzung der Arbeiterschaft sah der oben zitierte Konfident auch 
einen Gegensatz zwischen Funktionären und Basis in dem Sinne, daß diese 
keineswegs mehr bereit sei, die erfolglose Politik der Arbeitervertreter 
mitzutragen, da sich die Emährungs- und Arbeitsbedingungen immer mehr 
verschlechterten. Außerdem würden die von der Führung lange Zeit in 
intellektueller Abhängigkeit gehaltenen Proletarier mit der Entwicklung ihres 

87 AVA. Mdl. Präs.22/Stmk.l915-18,Zl.l 1.884/1917 (Kt.2138). 
m WieAnm.87. Zl.23.774/1917. 
:" WieAnm.87. ad ZI.21.182/1917. 
"" Wie Anm.87, adZl.16.470/1917. 
" Wie anm.87. ad / l .4857/1917. 

127 

http://Anm.5l.Bd


Bewußtseins die „von Feigheil und Eigennutz" bestimmte Politik der 
Parteileitung durchschauen, womit die Arbeiterklasse noch unberechenbarer 
würde. Die politischen Stellen erkannten also diese drohende Kluft zwischen 
Basis und Führung und führten sie auf die Diskrepanz zwischen dem 
ideologischen Anspruch der SDP und ihrer realen Politik zurück, sodaß sie 
deshalb auch Verständnis dafür zeigten, wenn mitunter radikalere Töne von 
Seilen der Parteileitung angeschlagen worden. So sah der Brucker 
Bezirkshauptmann in der Friedensagitation nur eine Taktik der SDP. „weil sie 
sonst ihren Daseinsgrund und ihren Einfluß auf die \rbeilerscliafl verlieren 
würde."91 

Mit einem großzügigen Vorgehen gegenüber der SDP konnte die 
Stat thal tern bis zuletzt erfolgreich eine unkontrollierte Ausbreitung von 
Streiks verhindern, und die schon zitierte Bezirkshauptmannschaft Brück 
schrieb den Betriebsversammlungen bei Böhler sogar eine kathaitische 
Wirkung zu. da die Arbeiter die Möglichkeit bekämen, ihren aufgestauten 
l mimt zu artikulieren: „Die bei den zahlreichen Vereinsversammlungen - am 
letzten Sonntag haben allein vier Vereinsversammlungen stattgefunden -
gehaltenen Reden wirken wie ein Ventil, weil der Arbeiterschaft Gelegenheit 
zur Aussprache geboten ist; die Arbeiter sind auch bisher nach jeder 
Versammlung ruhig auseinandergegangen." Daher kam es im Beirieb der 
Gebr. Böhler zu einer nicht abgesprochenen Allianz zwischen der 
verantwortlichen Behörde, der Bezirksliauplmaimschaft. und der Arbeiter­
partei. als die Betriebsleitimg von der Sladhalterei „die Unterbindung der 
Agitation, ibschaßung der Hetzredner, Verbot unnützer Versammlungen" 
verlangte. Der Statthalter schloß sich nämlich dein Rat des Beziikshaupt-
mannes an und verbot die Aktivitäten der SDP nicht, da dieser den 
gegenteiligen Effekt der geforderten Maßnahmen prognostizierte: denn seiner 
Meinung nach würde die Belegschaft in der Einschränkung ihrer politischen 
Tätigkeit eine Provokation sehen und mit Protesten reagieren. Mit seiner 
rigorosen Vorgangsweise würde der Staat also nur selbst den Grund liefern. 
seine Gewalt einzusetzen, so die Argumentation des Bezirkshauptmannes, da 
die Militarisierung des Betriebes und die Verhänguiig des Staiidrechts in der 
Folge die unausweichliche Konsequenz wären. Auch die von der 
Betriebsleitung als Beispiele i'ür ihre arbeiterfreundliehc Untemehmenskul tur 
ins Treffen geführten großzügigen Lohnerhöhungen und finanziellen 
Zuschüsse zu den Lebensmitteln wurden in derselben Stellungnahme mit 
Hinweis auf die gewaltigen Firmengew innc während des Krieges relativiert; 
ebenso seien die Zuschüsse, welche von der Firma für die Lebensmittelankäufe 
beigesteuert werden, keineswegs als vorbildliche Sozialleistung anzusehen, da 
der Betrieb dadurch jene gewaltige Lohnerhöhung umgehen könne, die er 
wegen der ständig steigenden Lebenshaltungskosten seinen Arbeitern 
eigentlich zahlen müßte, damit rückte der Bezirkshauptmann die 
„Arbeiterfreuiidliclikeit" der Betriebsleitung zurecht: besser hätte auch ein 
Funktionär der SDP nicht argumentieren können. 

Die sozialdemokratische Seile leistete in der Steiermark ihren Beitrag im 
Sinne der Kooperation durch die Bildung eines Ausschusses, der von der 
Parteileitung, der Landesgew eikschaftskommission und dem Vorstand des 

Wie Anm. 87. 
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Distriktsverbandes der alpenländischen Konsumvereine beschickt wurde, um. 
wie die Begründung ganz im Sinne des oben zitierten Karl Renner lautete, 
„über alle Angelegenheiten, die Versorgung der Arbeiterschaft mit Lebens­
mitteln betreffend, zu wachen, bei eintretender (sie) Mißstände darüber zu 
beraten, wie Unten abgeholfen werden kann und die nötigen Schritte zur 
Abhilfe zu unternehmen.'"" Die Ausschußmitglieder waren u.a. Josef Pongratz, 
Reinhard Machold, August Lindner. zugleich auch Ausschußsekrelär. Alois 
Ausobsky, Vinzenz Muchitsch und Hans Resel. also die führenden 
Parteifunktionäre. Konkrete Zielsetzung war die gleichmäßige Verteilung der 
Lebensmittel, eine bessere Kontrolle der Werksfassimgen durch gewühlte 
Vertrauensmänner und eint- Behebung der akuten Probleme in Verbindung 
mit der Fett Versorgung, tla es „immer schwerer wird", so die Begründung, „den 
Ausbruch des allgemeinen Unwillens in der Arbeiterschaft hintanzuhalten". 
\lii der Konstituierung dieses Ausschusses leisteten die steirischen 
Arbeitervertreter durch die Vermittler- und KontroUtätigkeit innerhalb der 
Betriebe einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der Probleme, deren l rsachen 
in der staatlichen Kriegswirtschaft, die durchaus auch als „Kriegsdiktatur" 
bezeichnet werden kann, zu suchen sind. 

Die Ernährungskrise und das Ende des Kronlandes 

Der von allen großen Parteien Ende Oktober l()1f> mitgetragene 
Systemwechsel wurde primär, wie im Beitrag gezeigt wurde, durch die 
jahrelange Ernährungskrise ausgelöst, die sich durch den Zerfall der 
Monarchie zu einer Hungerkatastrophe auszuweiten drohte. Dramatische 
Meldungen über die 1.1 nähi uiigs\erhältnisse und die St immung in der 
Bevölkerung hatten sich bereits im September gehäuft und zu verstärkter 
Sorge Anlaß gegeben. Das Ausmaß der Notsituation wurde im Bericht des 
Militärkommandos deutlich, als das Sinken des Vertrauens in den öffentlichen 
Ernährungsdienst . die Erbit terung wegen der enormen V. ucherpreise und der 
Ausbruch von Epidemien als folge der In terernährui ig die Lage aussichtslos 
erscheinen ließen.""' In dieser Situation wurde die Forderung nach Bildung von 
Bezirksausschüssen laut, um den Zusammenbruch der Versorgung 
abzuwenden: die Bevölkerung sollte nämlich durch die öffentliche Kontrolle 
des Approvisionieruugsapparates und die Erfassung aller staatlich 
bewirtschafteten Lebensmittel beruhigt werden; ebenso erhoffte man sich von 
der Einsichtnahme durch die Vertrauensmänner der Bezirksausschüsse in die 
l lnterlagen der Kriegszentralen und der Stat thaltern die Erhaltung von Ruhe 
und Ordnung.""' Zudem erreichten Ende September die Ablieferungsmengen in 
einigen Bezirken nicht einmal mehr 20% der vorgeschriebenen Quoten, sodaß 
der Befehl an die Aufbringungsoffiziere, im Dienst nur mehr Filiform zu 
tragen, im Hinblick auf die Schwere der Krise als lächerlich anmutendes und 
untaugliches Mittel zu bewerten ist, die renitent gewordene Bevölkerung zur 

'" StLA, Statth.Korresp. 1917/Lebensmittel. 
"4 AdR. ISMIVKMri. Stink.l<)lo-1". ZI. 128.624/1 "18 (Kt.122). 
""' Wie Vnm.94, ZI. 128.971/1918, Zl.133.617/1918. 
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Bäson zu bringen."" Eine weitere Verschärfung erfuhr die Lage Ende Oktober 
noch durch die Einstellung der Lieferungen aus den untersteirischen Gebieten, 
die der Frnährungsiiispektor nach Insultieriingen durch jugoslawische 
Soldaten auch nicht mehr bereisen konnte. In seiner Meldung darüber ging der 
Offizier noch von der Tatsache aus. d aß sein Entschluß auf Grund der 
„derzeitigen Verhältnisse" nur „vorläufig" gelte: dieser Abzug eines k.u.k. 
Offiziers aus der Lniersteiermark verwies bereits auf jene Zäsur in der 
Geschichte der Steiermark, mit welcher die bisherigen Grenzen des Kronlandes 
ihre Gültigkeit verlieren sollten.1 

Abschließend soll der frage nachgegangen werden, ob die Frnährungskrise 
von den steirischen Behörden verhindert hätte werden können. In diesem 
Zusammenhang wurde dem Statthalter Llarv -Aidlingen der Vorwurf 
gemacht, er habe durch seine zu große Nachgiebigkeit gegenüber den 
Zentralstellen die katastrophale Situation der Steiermark zu verantworten 
gehabt."" sodaß Clarys Vbgang zu einer Flucht wurde, die sein Sohn 
folgendermaßen beschrieb: „Ich war selbst anwesend, wie er bei Nacht und 
Nebel fliehen mußte vor den Grazern, die ihn als I erbrechet- und Dieb lynchen 
ivo/l/en.""" Ebenso war sein Mifeiithall in W eiz aus Sicherheitsgründen nicht 
möglich, da der dortige Bezirkshauptmann für Clarys Sicherheil nicht 
garantieren konnte. So mußte der letzte Statthalter als persona nun grata die 
Steiermark verlassen, deren \ erwaltuiiger fast 20 Ja lue lang geleilet hatte. Die 
Reaktion der verbitterten Bevölkerung gegenüber dem Repräsentanten jenes 
Systems, das die jahrelangen Entbehrungen und hohen Verlustzahlen durch 
den Krieg zu verantworten halte, ist durch die katastrophale Versorgungslage 
der Steiermark erklärbar. Die Frage jedoch, welche sich rund 80 Jahre nach 
den Ereignissen stellt, ist. ob der Spitzenbeamte durch ein entschlosseneres 
Auftreten gegenüber den Ministerien die Fnierbringuiig der Flüchtlinge, die 
Requirierung des steirischen Viehs verhindert bzw. größere Lebeiismittel-
zuschübe erreicht hätte. Dazu isi festzuhalten, daß die eigentliche Staatsmacht 
wiihrend des Krieges die Armee darstellte, deren Interessen allen anderen 
übergeordnet waren: Transport. Fleisch und der diffizile Bereich der 
öffentlichen Sicherheit bzw. Ruhe fielen letzten Endes j n die Verantwort­
lichkeit tles Heeres, weit lies zudem die Steiermark doppelt beanspruchte, 
indem das steirische Territorium sowohl als l 'ionlhiiiiei land als auch für die 
lleeresinfrasiruktur. d.h. für Kasernen und \ erpflegsstationen, außerordent­
lich stark genutzt wurde. Die Beschwerden gegenüber der Armee wären 
demzufolge mit Hinweis auf strategische Notwendigkeiten, die zu dieser Zeit 
nicht zu entkräften gewesen wären, abgewiesen worden. Andererseits fehlte 
gegenüber den Zivilstellen, wie z. B. dem Amt für Volksernährung, ein 
entsprechendes Druckmittel, um Forderungen nach Erhöhung der Lebetis-
nüKelzuieilungen durchzusetzen, Außerdem waren in diesem wiederum hohe 
Militärs in leitenden Funktionen, welche sich auf Grund ihrer beruflichen 
Laufbahn eher den Interessen des Heeres als denen der Zivilbevölkerung 
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verpflichtet fühlten. Auch R. Hintereggers Vorwurf. Clarvs ..Noblesse" habe 
jenes Nachdrucks entbehrt, „der vunnäten gewesen wäre, um eine halbwegs 
ausreichende Versorgung der Steiermark mit Lebensmitteln zu erleichtern 
(»ein.: erreichen)", kann mit dem Hinweis auf die Versorgungsproblenie der 
Siadi Graz relativiert werden, deren Bürgermeister in der Korrespondenz eben 
diesen direkten nachdrücklichen Stil verwendete, welcher nach Hintereggers 
\nsiclu dem Ernst der Lage angemessen gewesen wäre.'"" \\ eilers würde man 
den Einfluß der si au halt erheben Berichterstattung auf die Entscheidungen der 
Zentralstellen überbewerten, da diese über ein eigenes Informationssystem 
verfügten (s. Ernährungsüispcktorcn): die Belichte über die Ernährungs­
situation gingen daher zumindest zweifach an die Zentralstellen, die erst dann 
reagierten, wenn die Bevölkerung ihrem l iiinul mit Gewaltaktionen Luft zu 
verschaffen drohte. I tid eben diese dringlichen I linwci.se auf sich anbahnende 
Lewallaiisbrüche fehlten in den Berichten der Statthalterei nicht. Die Effizienz 
verbalen Drucks kann also nicht bewiesen werden, aber auch die Verwendung 
der Rohstofflieferungen des Landes als Tauschmittel für Nahrung, wie es der 
Wohlfahrtsausschuß tat, ist wohl in einer von der Armee kontrollierten 
Kriegswirtschaft keine realistische Alternative. In einzelnen Bereichen jedoch. 
wie z.B. den Ausnahmeregelungen im Rucksackverkehr und in der 
Getreideaufbringung, verfolgte der Statthalter durchaus eine eigene Linie 
gegenüber den Zentralbehörden, wobei er sich stets von Besonnenheit und dem 
Bemühen um Ausgleich leiten ließ. Clarv-Aidlingen hat, wie ich meine, seine 
Position im Rahmen seiner Möglichkeiten dafür eingesetzt, um in Kooperation 
mii den verantwortlichen Eliten das Land vor der Verhängung des 
Stantlrechts. «las wie ein Damoklesschwert über der Bevölkerung hing, und 
dessen unabsehbaren Folgen zu bewahren. 

Daß Clary-Aldringen tüchi mehr ..Herr der Lage" gewesen sei. wie der 
Sozialdemokrat Rescl"" feststellte, isi durchaus zutreffend, da die staatliche 
Autorität sukzessive auf allen Ebenen im Verlauf des Krieges in demselben 
Maße verfiel, wie die Aussichten auf einen Sieg schwanden und andererseits 
die mit der Ernährungskrise auf Gemeinde-, Bezirks- und Landesebene 
geschaffenen Ausschüsse immer stärker in die Verantwortung eingebunden 
wurden. Sit- füllten zuletzt im Oktober 1918 das staatliche Machtvakuum aus. 
als durch die Auflösung der Monarchie die Steiermark in eine Katastrophe 
unvorstellbaren Ausmaßes zu stürzen drohte. Zu diesem Zeitpunkt war der 
Widerstand der monarchischen Autoritäten gegen ihre Ablösung in der 
Steiermark praktisch nicht mehr vorhanden, andererseits waren alle 
Maßnahmen, wie die Absetzung des Statthalters und die Demontage der k.k. 
Embleme, mit der letzten kaiserlichen Regierung abgesprochen, sodaß sieb der 
( bergang vom Kronland zum Bundesland auf evolutionärem Wege vollzog: die 
Ernährungskrise halte dabei die Funktion des Katalysators. 
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